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„Die Gewissheit, dass dieser Alptraum immer noch kein 

Ende findet und viele Monate weitergehen wird, ist eine 

schreckliches Gefühl und eine herbe Enttäuschung.” 
(Aus der Erklärung von Leonard Peltier 


Keine Begnadigung für 
Leonard Peltier 


An seinem letzten Tag im Amt wurden 160 Menschen von Präsident Clinton be- 
gnadigt und weiteren 46 ihre Haftstrafe erlassen. Obwohl in den letzten Wochen 
und Monaten die seit 1993 laufende Kampagne für die Begnadigung des indige- 
nen politischen Gefangenen Leonard Peltier ständig intensiviert wurde - unzäh- 
lige Menschen und viele Organisation, darunter Coretta Scott King, die Witwe 
Martin Luther King Jr., Jesse Jackson, der Dalai Lama, der Erzbischof von Can- 
terbury, der ehemalige Justizminister der USA General Ramsey Clark, Nobel- 
preisträger Rigoberta Menchu und der Erzbischof Desmond Tutu, der Richter, der 
bei Leonard ein neues Verfahren wegen eines technischen Fehlers ablehnte, die 
Southern Christian Leadership Conference (SCLC), Amnesty International, das eu- 
ropäische Parlament und die Regierungen Italiens und Belgiens, die Assembly of 
First Nations (AFN) in Kanada und der National Congress of American Indians 


Koffer zu meiner Wohnung und versuchten 
Nachbarn im Hause zu nötigen, Auskünfte 
über mich zu geben; ich selber war nicht zu 
Hause. Offensichtlich hatten sie vor, die 
Speichelprobe direkt dort zu nehmen. 
Danach belästigten sie andere Leute, die 
sie an meiner vorigen Adresse antrafen, und 
Freunde und Freundinnen mit Täuschungs- 
manövern am Telefon: „Ich möchte Gisel 
sprechen“ (als wären sie Freunde von mir), 


Gewaltsame DNA- 
Abnahme gegen 
ehemalige politische 
Gefangene 


Am 5.1.01 bekam ich vom Bundeskrimi- 
nalamt Meckenheim eine Vorladung nach 
dem „DNA-Identitätsfeststellungsgesetz“, 
begründet mit „Strafverfahren gegen Gise- 
la Dutzi wegen mitgliedschaftlicher Beteili- 
gung an einer terroristischen Vereinigung 
und anderer Straftaten, 1 STE 1/84“ 

Das Aktenzeichen ist das der Anklage, die 
es 1984 gegen mich gab, woraufhin ich da- 
mals zu acht Jahren und paar Monaten 
Knast verurteilt wurde, die ich bis zum letz- 
ten Tag absaß. 

Ich war Anfang der 80er-Jahre in der RAF 
organisiert. 1991, also jetzt vor fast 10 Jah- 
ren, kam ich aus dem Knast. 

Am 18.1. war der Termin für die „Spei- 
chelabgabe* auf dem Polizeipräsidium 
Frankfurt, zu dem ich nicht gegangen bin. 

Eine Stunde später kamen vier BKAler mit 


Zur Lage in 
der Türkei 
S. S. 14-16 
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um zu erfahren, wo ich mich gerade auf- 
halte. 

Am 23.1. war die Polizei noch mal an mei- 
ner alten Wohnadresse und suchte dort nach 
mir. 

Sie wollten damit verhindern, dass ich vor 
der Durchführung der DNA-Abnahme den 
richterlichen Beschluss erhalte, auf dessen 
Grundlage mein Anwalt erst Beschwerde 
hätte einlegen können. Deswegen suchten 
sie mich ab dem Tag der polizeilichen La- 
dung, als wäre ich illegal, um mir sofort die 
Speichelprobe für die Analyse abzuzwin- 
gen. 

Am 30.1. hatte ich einen Termin beim Ar- 
beitsamt. Dort lauerten mir fünf Polizisten 
auf. Mindestens einer war vom BKA. 

Sie stellten mich vor die „Alternative“, die 
Speichelprobe sofort „freiwillig“ in aller Öf- 
fentlichkeit vor dem Arbeitsamt zu geben, 
oder sie zwingen mich, mitzukommen zum 
Polizeipräsidium, und würden dort mit Ge- 
walt eine Blutabnahme vornehmen, „was 
schmerzlich wird“ (wörtlich zitiert). 

Ich bestand darauf, dass mein Anwalt den 
richterlichen Beschluss bekommt und eine 
Stellungnahme dazu machen kann. Darauf 
haben sie sich nicht eingelassen und mich 
gewaltsam an Händen und Füßen zum Au- 
to geschleppt. In der Zwischenzeit ging 


ner der Polizisten auf die Frau los, die mich 
begleitete, zog sie an den Haaren. 

Ich wurde zum Polizeipräsidium gebracht. 
Danach zum gerichtsmedizinischen Institut, 
wo mir mit Gewalt - Arme nach hinten ver- 
dreht und fixiert - Blut abgenommen wur- 
de. 

Eine halbe Stunde, nachdem ich festge- 
nommen wurde, erhielt mein Anwalt 
schließlich den Beschluss. Es stellte sich 
raus, dass er schon am 17.10.2000 ausge- 
stellt worden war, das heißt, er war drei Mo- 
nate alt. 

In jedem Fall hatten sie ein Interesse, dass 
mein Anwalt ihn erst bekommt, nachdem 
alles vorüber war. 

Der Beschluss ist vom Bundesgerichtshof 
ausgestellt. Dem üblichen Rechtsweg nach 
wird ein solcher Beschluss vom Amtsgericht 
gemacht. Beschwerden dagegen können 
dann beim Landgericht, Oberlandesgericht, 
Bundesgerichtshof eingereicht werden. Mir 
wurde der Beschwerdeweg von vornherein 
abgeschnitten und die Gerichte der unteren 
Ränge ausgeschaltet, die eventuell die Be- 
gründung, warum bei mir die DNA gemacht 
werden muss, nicht anerkannt hätten. 

Der Inhalt des Beschlusses ist politisch, es 
geht um meine politische Identität. 

Die Begründung, dass ich wieder „Strafta- 
ten“ begehen könnte, ist in dem Beschluss 
zu zehn Seiten aufgeblasen, der Kern jedes 
aufgeführten Beweises ist: ich habe keine 
Aussagen gemacht, mich nicht „distan- 
ziert“, ich habe nach meiner Knastzeit Ge- 
fangene besucht, Kontakte zu anderen po- 
litischen Gefangenen, setze mich für die 
Freilassung der Gefangenen aus der RAF 
ein, die noch im Knast sind, inhaltliche Dis- 
kussionen, Auseinandersetzungen geführt 


Am gleichen Tag, an dem ich die polizei- 
liche Ladung hatte, am 18.1., hat das Bun- 
desverfassungsgericht mehrere Beschwer- 
den, die gegen die Abnahme der DNA lie- 
fen, entschieden. 

Ich kenne diese bisher auch nur aus der 
Presse. Demnach darf die DNA-Abnahme 
weiter praktiziert werden, jedoch müssen 
die Richter eine konkrete Einzelfallprüfung 
vornehmen. Ich vermute, dass das BKA seit 
dem Tag der polizeilichen Ladung diesen 
Druck machte, weil sie nicht wussten, wie 
diese Entscheidung ausfallen würde. 

Ich weiß, dass der „genetische Fingerab- 
druck“ im großen Maßstab genommen wird 
bei Flüchtlingen, bei Leuten, bei denen Asy- 
lanträge laufen, bei Festnahmen von Anti- 
faschisten. In den Knästen, bei Gefangenen, 
wurde er fast überall abgenommen; bei Ge- 
fangenen aus der RAF bei Rolf-Clemens 
Wagner. 

Von ehemaligen Gefangenen aus der RAF 
bin ich meines Wissens die erste, bei der es 
das BKA durchgeführt hat. 

Potentiell kann es bei allen politisch Ver- 
urteilten gemacht werden. 

In jedem Fall füllen sie präventiv ihre Da- 
tenbänke. 

Frankfurt, 2.2.01, Gisela Dutzi 


Keine Begnadigung für Lenoard Peltier ... 


(NCAI), Amnesty International, das Kennedy 
Memorial Center for Human Rights, viele Par- 
lamentarier der USA, Frankreich und Groß- 
britanniens und die Parteitage der Demokra- 
ten in den Bundesstaaten Washington und 
Kalifornien forderten die Freilassung Peltiers, 
lehnte Clinton eine Begnadigung ab. 

Leonard wurde 1975 zum Sündenbock für 
den Tod zweier FBI-Agenten nach einer 
Schießerei auf der Pine Ridge Reservation 
zwischen den Agenten und Mitgliedern des 
American Indian Movement (AIM) am 26. Ju- 
ni, gemacht ... (und) in einem manipulierten 
Verfahren von einem hierfür ausgewählten 
rassistischen Richter zu zwei Mal lebensläng- 
lich verurteilt. 

Das FBI hat sich immer dafür eingesetzt, 
dass Leonard nicht freikommt, weder durch 
vorzeitige Entlassung auf Bewährung noch 
durch eine Begnadigung. In Leserbriefen an 


Demonstration am 20.1. anlässlich der 
Amtseinführung von G. Bush 


und in Anzeigen in Zeitungen und auf ihren 
Webseiten stellen sie Leonard als gewalttätig 
und gefährlich dar und machen ihn verant- 
wortlich für den Tod der beiden Agenten, ob- 
wohl die Staatsanwaltschaft schon vor 10 
Jahren offen zugab, dass sie nicht weiß, „wer 
die Agenten getötet hat“. Das FBI richtete ei- 
ne kostenlose Telefonverbindung zum 
Weißen Haus für Gegner einer Begnadigung 
ein und der Direktor des FBIs intervenierte 
persönlich bei Clinton. Nicht ohne Erfolg. 


Fast alle anderen politischen Gefangenen, die 
teilweise seit 30 Jahren im Knast sind und ei- 
nen Antrag auf Begnadigung stellten, müs- 
sen weiterhin im Knast bleiben. Die einzigen 
Ausnahmen sind Linda Evans und Susan Ro- 
senberg, die zu 40 bzw. 58 Jahren Haft ver- 
urteilt wurden. 

Sie bekamen ihre Haftstrafe erlassen. Susan 
befindet sich schon in Freiheit und Linda wird 
voraussichtlich am Montag, den 22. Jan., frei- 
gelassen. 

Unter den Begnadigten befinden sich Clin- 
tons Bruder Roger und Susan McDougal, ei- 


ne ehemalige Geschäftspartnerin der Clin- 
tons. Roger Clinton bekannte sich 1985 schul-. 
dig, mit (einem einzigen Gramm!) Kokain dea- 
len zu wollen, und verbrachte mehr als ein 
Jahr im Gefängnis. Für seine eigene Sucht 
brauchte er damals zwischen fünf und sieben 
Gramm täglich! Jetzt ist er rehabilitiert! Su- 
san McDougal wurde 1996 zusammen mit 
ihrem Ehemann James, dem ehemaligen Gou- 
verneur, Jim Guy Tucker und Webster Hub- 
bell, einem ehemaligen Geschäftspartner von 
Hillary Clinton, in seinem Anwaltsbüro in- 
folge der ‚Whitewater-Affäre’ (welche fürBill 
Clinton in der unsäglichen Monica-Lewins- 
ky-Affäre endete) vor Gericht gestellt. Mc- 
Dougal wurde wegen Betrugs in vier Fällen 
zu zwei Jahren Haft verurteilt, verbüßte aber 
nur drei Monate, bevor sie aus gesundheitli- 
chen Gründen freigelassen wurde. Davor saß 
sie 18 Monaten im Knast, weil sie sich wei- 
gerte, Fragen zur Beteiligung der Clintons an 
der Whitewater-Skandal zu beantworten. Die 
Begnadigung unterstreicht ihre Behauptung, 
sie sei unschuldig, sagt sie. Clinton hat die an- 
deren drei nicht begnadigt: James McDougal 
ist verstorben; Tuckers Fall ist in der Beru- 
fung, und Hubbell bekannte sich schuldig und 
hat keine Begnadigung beantragt. Andere Be- 
gnadigte sind: Melvin Reynolds, wegen Ab- 
zweigens von Wahlkampagnengeldern zu 
sechseinhalb Jahren und Sex mit einer min- 
derjährigen Wahlkampfhelferin zu 5 Jahre 
Haft verurteilt. Henry Cisneros, der während 
Clintons erster Legislatur-Periode im Woh- 
nungsbauministerium arbeitete. William A. 
Borders Jr., ehemaliger Präsident der natio- 
nalen Anwaltsvereinigung, der wegen Ver- 
schwörung in einem Verfahren gegen die or- 
ganisierte Kriminalität zu fünf Jahren Haft 
verurteilt wurde. Sein Mitangeklagter, Bun- 
desrichter Alcee L. Hastings, wurde freige- 
sprochen, u.a. weil Borders in Hastings Ver- 
fahren und in seinem Amtsaufhebungsver- 
fahren im Senat die Aussage verweigerte. 


Während seiner letzten Tage im Amt war Clin- 
ton „sowohl persönlich als auch telefonisch“ 
sehr damit beschäftigt, sich selber nach Ende 
seiner Präsidentschaft vor einer Anklage we- 
gen Meineid in der Monica-Lewinsky-Affäre 
zu schützen. Es wird keine Anklage erhoben. 

Dafür darf Clinton u.a. fünf Jahre lang nicht 
als Anwalt tätig sein und muss $25.000 An- 
waltskosten zahlen. Robert W. Ray, Untersu- 
chungsanwalt und Nachfolger von Kenneth 
Starr, begründet den Deal so: „Als Richter 
Robert H. Jackson Justizminister war, sagte 
er, ‚die Sicherheit der Bürger liegt bei dem 
Staatsanwalt, der seinen Eifer mit menschli- 
cher Güte temperiert, der die Wahrheit und 
nicht Opfer sucht, der der Gerechtigkeit und 
nicht der Parteilichkeit dient und seine Auf- 
gabe in Demut erledigt.“ 

Wäre Leonard, wie die vielen anderen po- 
litischen Gefangenen, von einem solchen 
Staatsanwalt angeklagt worden, wäre erüber- 
haupt nicht verurteilt worden. Und hätte sich 
Clinton diese Worte zu Herzen genommen, 
dann hätte er Leonard und die anderen frei- 
lassen müssen. Übersetzung: SPG 


Erklärung von 
Leonard Peltier 


(30. Januar 2001) 


Liebe Freunde 

Der 20. Januar 2001 war ein trauriger Tag 
für uns alle. Ich weiß, dass die Ablehnung 
des Gnadengesuches viele von euch eben- 
so betroffen gemacht hat wie meine Fami- 
lie und mich selbst. Die Gewissheit, dass 
dieser Alptraum immer noch kein Ende fin- 
det und viele Monate weitergehen wird, ist 
eine schreckliches Gefühl und eine herbe 
Enttäuschung. Als ich die Nachrichten 
empfing, glaubte ich, mein Magen beginne 
sich zu Drehen, und ein Gefühl von Übel- 
keit überkam mich. Es dauerte eine Weile, 
bis ich mich wieder im Griff hatte. Aus ir- 
gendeinem Grund hatte ich gedacht, dass 
ich an diesem Tag mit meiner Familie zu 
Abend essen würde. (...) 

Was Clinton uns antat, war grausam. Acht 
Jahre lang ignorierte er trotz der großen 
Kampagne, die zu meinen Gunsten geführt 
wurde, mein Gnadengesuch. Dann, nur we- 
nige Monate vor seinem Ausscheiden aus 
dem Amt, versprach er öffentlich, über mei- 
nen Fall eine Entscheidung zu treffen, so 
oder so. Er sagte, dass er sich der Wichtig- 
keit des Falles bewusst sei. Und das Weiße 
Haus setzte meine Anwälte in den Glauben, 
dass die Chancen für einen Gnadenerlass 
gut stünden. Ich müsse mich gar auf mei- 
ne Entlassung vorbereiten, da es keine An- 
zeichen für eine Zurückweisung der Petiti- 
on gebe. 

Das LPDC (Leonard-Peltier-Verteidi- 
gungskomitee) kaufte mir Kleidung, mein 
Enkel bereitete mir sein Schlafzimmer vor, 
damit ich dort schlafen könnte und andere 
Vorbereitungen für meine Heimkehr wur- 
den getroffen. Meine Freunde in Pine Rid- 
ge machten Pläne, für mich ein Haus auf- 
zubauen. Wir wurden buchstäblich ge- 
zwungen, unsere Hoffnungen hoch zu hal- 
ten, weil wir nicht unvorbereitet sein woll- 
ten auf eine plötzliche Entlassung. 

Der 19. Januar kam, und immer noch hielt 
man uns in nervöser Erwartung mit der Be- 
merkung hin, dass die schwierigeren Gna- 
dengesuche noch bearbeitet und am fol- 
genden Morgen entschieden würden. Dann 
kam und ging der 20. Januar! Vom Weißen 
Haus nicht die geringste Nachricht. Wir 
mussten schließlich durch die Presse her- 
ausfinden, dass mein Name nicht auf der 
Liste der Begnadigten stand. Das Leben ei- 
ner Person und die Hoffnungen so vieler 
Menschen einfach im Ungewissen hängen 
zu lassen, war wirklich hartherzig. 

Seit dem diesem dunklen Samstag habe 
ich es geschafft, mich aufzuraffen, den 
Dreck abzuwischen und meinen Geist ein- 
mal mehr aufzurichten. Ich bin heute eben- 
so entschlossen, für meine Freiheit zu 


kämpfen, wie ich es am 6. Februar 1976 
war, dem Tag meiner Verhaftung. Ich gebe 
nicht auf. Es ist das zweite Mal in meiner 
Haftzeit, dass ich glaubte, es bis zur Berg- 
spitze geschafft zu haben und die Freiheit 
in Reichweite zu sehen, nur um wieder ganz 
nach unten gestoßen zu werden. 

Das war schon 1985 so, als der Beweis, 
der verwendet worden war, um mich zu 


„Es ist das zweite Mal in 
meiner Haftzeit, dass ich 
glaubte, es bis zur Berg- 
spitze geschafft zu haben 
-und die Freiheit in Reich- 
_ weite zu sehen, nur um 

. wieder ganz nach unten 
gestoßen zu werden.” 


überführen, für nichtig erklärt und mir ein 
neuer Prozess trotzdem verweigert wurde, 
obwohl Richter Heaney fand, ich wäre wohl 
freigesprochen worden, wenn der Jury die- 
se Tatsache damals bekannt gewesen wäre. 
Die Verweigerung eines neuen Prozesses 
trotz vollkommen neuer Ausgangslage 
schockte mein Beziehungsnetz und mich 
damals ebenso wie die Ablehnung des Gna- 
dengesuchs heute. Aber wir verlieren keine 
Schlacht, ohne nicht doch noch etwas für 
den Hauptkampf zu erreichen. 

Ich möchte meinen Leuten beim LPDC 
und euch allen in den Basisbewegungen, 
die ihr mir zur Seite gestanden seid und so 
unermüdlich für meine Freiheit gekämpft 
habt, gratulieren und danken. Ihr habt ei- 
ne der stärksten und denkwürdigsten Kam- 
pagnen auf die Beine gestellt, die ich je er- 
lebt habe. Noch Jahre später werden die 
Menschen davon lesen, was ihr alles er- 
reicht habt. Die unterschiedlichsten Leute 
haben an derKampagne mitgearbeitet, Leu- 
te jeder Überzeugung und jeden Glaubens 
haben in aller Welt gebetet. Obwohl unse- 
re Gefühle von einem Präsidenten, der nicht 


bereit war, die Konsequenzen aus seinen 
Fehlern zu ziehen, wie eine lästige Fliege 
weggescheucht wurden, haben wir meiner 
Meinung nach ein ernsthaftes Zeichen ge- 
setzt. Wir können nun sehen, wem Milde 
bewilligt wurde und warum. Die großen 
Spender der präsidialen Kampagne haben 
sich ihre Gerechtigkeit erkauft, etwas, das 
wir uns einfach nicht leisten konnten. Wei- 
terhin werden viele politische Gefangene zu 
Unrecht darben und den Beweis dafür dar- 
stellen, dass das Gerede dieser Nation über 
die Versöhnung nichts ist als leere Rheto- 
rik. 

Es gibt jetzt eine Anzahl von Strategien, 
wie der Kampf für meine Freiheit fortzu- 
führen ist. Diese Ideen befinden sich jedoch 
noch in einem frühen Planungs-Stadium. 
Ich bitte euch, mit uns zu bleiben, während 
wir uns neu sammeln und einen durch- 
dachten Plan entwickeln. Wir müssen jede 
Option sorgfältig überprüfen und sicher- 
stellen, dass die Strategien einander ergän- 
zen, damit sie die beste Wirkung zu erzie- 
len. (...) 

Ich habe auch meine eigenen persönli- 
chen Pläne. Ich werde weiterhin künstle- 
risch tätig sein und Wege suchen, meine 
Werke der Öffentlichkeit zugänglicher zu 
machen. Ich werde zudem mit meinen 
Freunden Fedelia und Bob Cross am Auf- 
bau einer Grundschule in Oglala mitarbei- 
ten. Bevor über mein Gnadengesuch ent- 
schieden worden war, träumte ich etwa von 
den verschiedenen Projekten, die ich in Pi- 
ne Ridge nach meiner Entlassung an die 
Hand nehmen würde. Nun, da mir die Ent- 
lassung verweigert worden ist, haben mir 
Fedelia und Bob zugesichert, dass sie selbst 
die Initiative zu den Projekten ergreifen 
würden, mit meinem Input. (...) 

Bob und Fedelia sind Lehrer und 
langjährige Bewohner von Oglaga, und sie 
besitzen das Land, auf dem eine Schule auf- 
gebaut werden könnte. Sie haben mir von 
der absoluten Notwendigkeit einer besse- 
ren Schule in Oglala berichtet. Die vorhan- 
dene Schule ist gröblich unterfinanziert 
und unzulänglich und bietet den Kinder 
nicht die Qualitätsausbildung, die sie 
benötigen und verdienen. Wir haben die 
höchste Aussteigerzahl aller ethnischen 
Gruppen im Lande und einer der Gründe ist 
sicher das Fehlen von anregenden und her- 
ausfordernden Programmen für die Ju- 
gendlichen. 

Eine andere Idee, die ich entwickeln 
möchte, betrifft ein kleines Erholungszen- 
trum für Oglala. Die meisten von euch wis- 
sen, dass der Gesundheitszustand der Nati- 
ves wohl der schlechteste im ganzen Land 
ist. Wir möchten das ändern und mit die- 
sem Zentrum anfangen. Das Zentrum soll 
moderne Fitnessgeräte erhalten, eine klei- 
ne Küche und Tische für das Kartenspiel. 
Während alle hierher kommen, um Kaffee 
zu trinken, Klatsch auszutauschen und dem 
Kartenspiel zu frönen, können wir sie an- 
regen, die Trainingsgeräte auszuprobieren 
und sich an gesunde Nahrungseinnahme zu 
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Leonard Peltier bei seiner Verhaftung. Er 
fiel den Rachegelüsten des FBI zum Opfer 
-= bis heute 


gewöhnen. Ich glaube, dass es ein netter 
Platz für die Menschen werden könnte und 
ein guter Ansporn, einen besseren körper- 
lichen Zustand zu erlangen und die Ten- 
denz von Diabetes im Reservat zu stoppen. 
Das Reservat bietet zur Zeit keinen ent- 
sprechenden Dienst an. 

Wenn wir erfolgreich sind, wenn wir die- 
se beiden Dienstleistungen erbringen kön- 
nen, glaube ich, dass die Gemeinde von 
Oglala wirklich davon profitiert. Wir kön- 
nen dann andere Projekte anpacken, wel- 
che die Leute zusammenzuführen und die 
Frage der Lebensqualität aufzuwerfen ver- 
mögen. So möchte ich zum Beispiel eines 
Tages die Jumping Bull Hall umbauen und 
einen drogen- und alkoholfreien Raum 
schaffen, wo man sich treffen kann, spezi- 
ell die Jugend. Wir könnten dort ein Kino 
einbauen und Videospiele hinstellen. Die 
Leute könnten sich Filme ansehen, Ver- 
sammlungen durchführen, ihre Geburtsta- 
ge dort feiern, gemeinsame Mahlzeiten an- 
bieten und Tanzveranstaltungen organisie- 
ren. Unserer Jugend fehlt ein Platz, wo sie 
sich ungezwungen treffen kann, und ich 
glaube, dass eine solche Einrichtungen hel- 
fen könnte, die Hoffnungslosigkeit und die 
Verzweiflung zu bekämpfen, die von so vie- 
len unserer Jugendlichen durchlebt werden. 
Ich hoffe natürlich, dass sich die Kunde von 
solchen Projekten auch in andere Reserva- 
te verbreitet und sich überall Leute wie Fe- 
delia und Bob finden, die sich davon in- 
spirieren lassen und ähnliche Ideen ent- 
wickeln. 

Eure eigenen Ideen, euer Input und eure 
Unterstützung sind willkommen. Wenn ihr 
Leute kennt, die mit Zubehör (Bücher, Holz, 
Kleber, Hardware, usw.) beitragen könnten, 
Geld spenden oder gar ihre Fähigkeiten und 
ihre Arbeitskraft zur Verfügung stellen 
möchten, dann tretet doch bitte in Kontakt 
mit dem Leonard-Peltier-Verteidigungsko- 
mitee, 

Abschließend danke ich nochmals für eu- 
re Unterstützung und bitte euch, uns in die- 
sem Kampf weiterhin zur Seite zu stehen. 
Ich bin fest davon überzeugt, dass wir in 
naher Zukunft erfolgreich sein werden. 
Aber das geht nicht ohne eure Mithilfe. 

Im Geist von Crazy Horse, 

Leonard Peltier 
(Übersetzung Martin Schwander) 
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Viele Pfade 
der Tränen 


von Mumia Abu-Jamal 


Ein Anthropologe geht auf einen Indianer 
zu und fragt ihn, wie die Indianer 
Amerika nannten, bevor die Weißen 
kamen, und er antwortet: „unser“ - 

Vine Deloria, Native Aktivist 


Beim Hören des Ausdrucks „Pfad der Tränen“, 
denken viele Leute an den fürchterlichen To- 
desmarsch der Cherokee aus dem heutigen Ge- 
orgia zu den Reservationen in die westlichen 
Territorien. Während dieses Zwangsmarsches 
starben Tausende an Kälte, Krankheit und an 
gebrochenem Herzen, weil sie ihre ange- 
stammten Gebieten verlassen mussten, um die 
Landgier der weißen Siedler zu befriedigen. 
Es gab indessen viele solcher Pfade der Trä- 
nen, die sich überall in dem Land, das wir jetzt 
Amerika nennen, ereigneten, die meisten da- 
von ignoriert und vergessen in der nationalen 


Amnesie, die wir Geschichte nennen. 
Selbstverständlich gab es auch im Pfad der 
Tränen der enteigneten Cherokee einen Pfad 
innerhalb des Pfades, indem die Cherokee, ei- 
ner der sogenannten fünf zivilisierten Stäm- 
me, manche Verhaltensweisen der Weißen 
nachahmten, u.a. den Besitz von schwarzen 
Sklaven. Zusammen mit den Cherokee auf 
dem Pfad waren Hunderte, vielleicht Tausen- 
de von gefangenen Schwarzen. Wie viele es 
genau waren, ist nicht sicher, weil die wenig- 
sten es für wichtig genug hielten, sie zu zählen. 
Aus den tropischen Sümpfen und Ebenen 
des jetzigen Florida wurde ein anderes indi- 
genes Volk, die Seminolen, einen tödlichen 
Pfad entlanggetrieben. Florida war Schauplatz 
von mindestens drei Sphären globaler Kon- 
flikte: die Interessen Spaniens, der Briten und 
der Amerikaner (die Franzosen waren nur re- 
lativ kurze Zeit involviert). Dazwischen die 


Natives und Afrikaner. 
Florida war die Heimat für die Seminolen, 
die sich von ihren Creek-Verwandten abspal- 
teten, wie auch für die Timuquan, die Musk- 
hogean, und die Apalachee vor ihnen. Im 
frühen 15. .Jh. suchten die Spanier hier nach 
dem Jungfrauenbrunnen, hier begann ca. 
1565 auch der Bau der wahrscheinlich älte- 
sten europäischen Stadt, St. Augustine, und es 
war hier, dass die Gier nach Land das Ende des 
freien Lebens auf angestammtem Land für die 
Seminolen bedeutete. Weil die Ausdehnung 
weißer Ansiedlungen, egal ob Spanier, Fran- 
zosen, Engländer oder Amerikaner, die Ver- 
kleinerung roter Gebiete bedeutete und nach 
einigen Jahrhunderten ihre Vertreibung. 

Als die Spanier dieses Gebiet beherrschten, 
waren sie gezwungen durch ihre relative 
Schwäche in Bezug auf die Bevölkerung, die 
Armee und die Immigration, das Gebiet für 
diejenigen interessanter zu machen, die bereit 
sein würden, ihre imperialen Interessen zu 
schützen. Daher ordnete der spanische König 
an, dass jede schwarze Person, die der Skla- 
verei des englischen „Nordens“ (aus Georgia 
oder den Carolinas) entkam, in Florida ein frei- 
er Mensch werde, wenn er schwor, dieses mit 
Waffen zu verteidigen. Tausende taten es. Der 


bekannte Stono-Aufstand, wo Hunderte von 
schwarzen Sklaven mit selbstgemachten Waf- 
fen trommelnd in Richtung St. Augustine mar- 
schierten, gibt einen Eindruck der Anzie- 
hungskraft Floridas. Er erklärt aber auch eini- 
germaßen, warum Georgia und die Carolinas 
(und die Vereinigten Staaten) Spanien Florida 
entreißen wollten: um die Sklaverei auszu- 
dehnen. Diese Tatsache erklärt auch, warum 
die Seminolen immer das Ziel von Hohn und 
Feindseligkeiten waren. Die Seminolen, eine 
Abspaltung der Creek-Konföderation (der Na- 
me soll Entflohene oder Abspaltung heißen), 
behandelten die afrikanischen Entflohenen als 
Freunde und bekämpften verbittert jeden Ver- 
such, Schwarzen, die Mitglieder ihrer Nation 
geworden waren, einzufangen und wieder zu 
versklaven. Die Amerikaner waren besorgt 
über das, was US-General Thomas S. Jesup als 
„den Einfluss der Schwarzen“ auf den Rat der 


Seminolen nannte. 

Nach drei verheerenden Kriegen, Täu- 
schungen, Betrügereien und Schwindeleien 
wurden die Seminolen nach Oklahoma abge- 
führt. Dort bekamen sie minderwertiges Land, 
das den Creeks zugewiesen war, zu überteu- 
erten Preisen, die versprochenen Werkzeuge, 
Kleidungen, Decken oder Lebensmittel kamen 
nie an. 

Nach den Unterlagen der Armee starben 
schätzungsweise 4.000 Seminolen während 
des tödlichen Marschs nach Westen, es gibt 
keine genaue Angaben darüber, wie viele nach 
der Ankunft in Oklahoma starben. Für die 
Amerikaner zählte hauptsächlich, dass sie weg 
waren. 

Der Bürgerkrieg dezimierte sie noch weiter, 
als sie sich schon wieder mitten im Kriege von 
Anderen fanden, und nach dem Krieg wurden 
sie erneut bestraft durch den Diebstahl von 
noch mehr Land. 

Die Geschichte der Beziehungen zwischen 
den Siedlern und den Natives ist eine aus blan- 
ker Ungerechtigkeit, Gier, Gewalt und Tod. 

Es ist nur eine Besonderheit eines selten er- 
zählten und fast unbekannten Aspektes der 
amerikanischen Geschichte. 

(c)MAJ 2001 Übersetzung : SPG 


Teddy Jah Heath, politischer 
Gefangener, nach 27 Jahren im 
Knast am Krebs gestorben 


Mit 23 Jahren verließ Jah 1996 seine Heimat 
in der Karibik und ging nach New York, wo er 
zwei Jahre später der Black Panther Party bei- 
tritt. Jah war Mitglied der BPP, als die ganze 
Führung der Ortsgruppe New York verhaftet 
und wegen “Verschwörung! angeklagt wurde. 
Nach 26 Monaten im Haft wurden die ‘Panther 
21’ in allen Fällen freigesprochen. Die Partei 
war aber infolge des offenen und geheimen 
Angriffen des FBIs und anderen Polizeibehör- 
den total zerrüttet - Jah und andere gingen in 
den Untergrund zur schwarzen Befreiungsar- 
mee (BLA). Am 2. Mai 1973 wurde er zusam- 
men mit Baba Odinga im Rahmen einer Dro- 
gensäuberungsaktion in der schwarzen Com- 
munity nach der gescheiterten Entführung ei- 
nes Dealers verhaftet und vors Gericht gestellt. 
Ihm wurde das Recht auf einen Anwalt seiner 
Wahl verweigert, die Jury ausschließlich weiß 
und der Richter ein offener Rassist. Jah wur- 
de zu einer 25 bis lebenslänger Haftstrafe ver- 
urteilt, die er in Hochsicherheitsgefängnis ver- 
brachte. 


Obwohl er schon 1998 auf Bewährung hät- 
te entlassen werden können, wurde seinen An- 
trag auf vorzeitige Entlassung zweimal abge- 
lehnt. Anfang Dezember 2000 stellten Ärzte 
Krebs bei ihm fest. Einige Tage darauf wurde 
er operiert. Am 18, Januar gaben ihm die Ärz- 
te nur noch Tage zu leben, und vier Tage spä- 
ter starb er. 


Kojo Bomani Sababu 
im Hungerstreik 


Am 8. 1. traten der neuafrikanische Kriegsge- 
fangene Kojo Bomani Sababu und drei ande- 
re Muslime im Gefängnis USP Beaumont, Te- 
xas, in den Hungerstreik. Weil sie während des 
Ramadan-Monats (im November) zu fasten 
begannen, wurde ihnen vom Gefängnisoffi- 
zier Lieutenant Haas vorgeworfen, einen Hun- 
gerstreik zu machen, und sie wurden in eine 
Strafzelle verlegt. Die Zelle ist so klein, dass 
drei Mann auf einem Bett und einer auf dem 
Boden schlafen müssen. In der ersten Januar- 
Woche wurden ihnen nur Gefängniskost ser- 
viert, die Schweinfleisch enthielt. Daraufhin 
traten sie in den Hungerstreik. Weitere Infos: 
The Jericho Movement jericho98@usa.net 


| Ein Brief von Zolo 
 Agona Azania 


< Wir haben in den letzten Ausgaben über 
- die Aussetzung der Hinrichtung von Zolo 
 Agona Azania berichtet. Das folgende 
< Scheiben des politischen Gefangenen 
. wurde von ABC Innsbruck übermittelt. 


: Dies ist eine öffentliche Dankesnachricht an 
~ euch. Das Ausmaß eurer Hilfe für mich ist 
: unbeschreibbar wertvoll. Ich persönlich bin 
: sehr dankbar und schätze dies mit großer 
: Euphorie. Mir wurde eine Einstellung der 
: Hinrichtung gewährt. Ohne eure Hilfe hät- 
; te dies alles unerfreulich anders ausge- 
; schaut. Zusammen können wir das errei- 
; chen, wozu wir alleine nicht fähig sind. Ihr 
- habt die MörderInnen einstweilen gestoppt, 
_ aber ich brauche immer noch eure Hilfe. 

-Während die intellektuelle Debatte über 
. die Todesstrafe ihren Höhepunkt erreicht, 
= sind Mensçhen wie ich die wirklich einzi- 
gen, welche die wirkliche Geschichte ken- 
- nen. Ich bin eine Zielscheibe in einem kran- 
: ken politischen Klima, in welchem Rassis- 
. mus, Imperialismus, krasser Rückschritt und 
 Rachsucht immer mehr um sich greifen. Zu- 
< dem wurde mir der verfassungsmäßige 
 Rechtsbeistand in allen Phasen der Ge- 
- richtsverhandlung verweigert und die Jury 
. gegen mich aufgewiegelt. Am 6. Juni 2000 
hat das Höchste Gericht des US-Bundes- 
 staates Indiana meinen Einspruch abge- 
lehnt, was gleichzeitig das Ende meiner Be- 
_ rufungsmöglichkeiten beim Staat bedeute- 


nen Hinrichtungstermin auf den 25. Okto- 
ber 2000 fest. Meine Anwältinnen Micha- 
el E. Deutsch und John L. Stainthorp aus 


Jemp 


Chicago (Illinois) und Jessie A. Cook aus Ter- 
re Haute (Indiana) haben gleich Gegen- 
maßnahmen eingeleitet und den Beschluss 
des Gerichtes mit Petitionen und Anträgen 
auf Wiedereröffnung meines Falles kon- 
frontiert. Meine AnwältInnen haben eben- 
falls einen Überblick meiner legalen Forde- 
rungen für die Medien zusammengestellt 
und natürlich auch für all jene, die uns hel- 
fen werden! Wir versuchen, dass mein Fall 
vom Staatsgericht noch einmal geprüft 
wird, bevor wir zum Bundesgericht gehen. 

Ihr habt davon Notiz genommen, was le- 
galisierter Mord ist, und von der barbari- 
schen Natur der Bestie, und ihr habt auf un- 
seren Aufruf nach Hilfe geantwortet. Mehr 
als tausend Menschen haben Briefe, E-Mails 
geschrieben, Telefonanrufe getätigt oder Pe- 
titionen unterschrieben und sie an das Ge- 
richt und an den Gouverneur von Indiana 


Oberste Gericht von Indiana eine Einstel- 
lung der Hinrichtung gewährt und einen Teil 
meiner Berufungen zur Überprüfung wei- 
tergeleitet, bezüglich einer eventuellen An- | 
hörung wegen der vorurteilsbehafteten 
ZeugInnen der Anklage im Prozess gegen 
mich. Das Gericht hat nicht all meine lega- 
len Beschwerden anerkannt, aber zumindest 
haben sie in diesem kritischen Augenblick 
nicht alles abgelehnt. Ich werde somit bald 
an das Allen County (Fort Wayne, Indiana) _ 
Gericht zurückgehen. Ich bitte euch, wei- 
terhin für mich einzutreten; damit die poli- - 
tischen Verantwortlichen sich bewusst sind, 
dass immer noch besorgte Menschen auf 
mich achten. 

RichterInnen sind Teil und Partie des Staa- _ 
tes und seiner bürokratischen Maschinerie. 
Das Gericht kann nicht durch gemütliches 
Zureden bewogen werden, weileskeineMo- 
ral hat, was Rasse, Klasse, Nationalität oder 
Habsucht anbelangt. Bei diesem gesamten 
sozio-politischen System geht es darum, die 
Wirtschaft und die überflüssige Arbeit zu | 
kontrollieren. Es ist irrelevant, ob eine Per- _ 
son schuldig oder unschuldig an der Ausü- _ 
bung einer kriminellen Tat ist. Alles, was das 
US-Gesetz verlangt, ist, dass die Angeklag- | 
ten einen fairen, nicht aber perfekten Pro- _ 
zess erhalten. Sie werden nicht auf mich als 
Individuum hören. Das Einzige, was sie re- 
spektieren, ist die organisierte und vereinte 
Macht der Menschen. Mein Herz schäumt _ 
über mit größtem Dank an die mehr als tau- 
send Menschen, die mich unterstützt haben. 

Noch einmal, vielen herzlichen Dank an | 
euch alle! Rebuild to win! 
Zolo Agona Azania _ 
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Alan Berkman: Krebs 
diagnostiziert 


Beim ehemaligen politischen Gefangenen Dr. 
Alan Berkman wurde zum vierten Mal Krebs 
diagnostiziert. Berkman, ein politischer Akti- 
vist seit den frühen 70er-Jahren, leistete den 
Native Americans während der Besetzung der 
Wounded-Knee-Reservation 1973 medizini- 
sche Hilfe und Unterstützung und arbeitete in 
einer Klinik im ländlichen Alabama während 
der Zeit der Bürgerrechtsbewegung. Er war ei- 
ner der Angeklagten im “Verschwörung-zum- 
Widerstand’-Verfahren in den 80er-Jahren 
und verbrachte achteinhalb Jahre im Gefäng- 
nis. Seit seiner Entlassung 1993 arbeitet er mit 
HIV-Patienten und setzt sich für eine verbes- 
serte medizinische Versorgung für Gefangene 
ein. Während seiner Gefangenschaft 1987 
wurde ihm zum ersten Mal und 1991 zum 
zweiten Mal Krebs diagnostiziert. Er braucht 
dringend eine Stammzelltransplantation. Bis 
jetzt ist kein geeigneter Spender gefunden 
worden, hat aber die Hoffnung nicht aufge- 
geben. Gegenwärtig läuft eine Spendenkam- 
pange in den USA. 


Unterstützt Rob los Ricos 
(Robert Thaxton) 


Rob los Ricos (Robert Thaxton) ist ein 
langjähriger anarchistischer Aktivist. Seine 
Aufsätze sind unter anderem in den Zeit- 
schriften „Anarchy - A Journal Of Desire Ar- 
med“ und „Fifth Estate“ erschienen. Am 18. 
Juni 1999 fanden auf der ganzen Welt Prote- 
ste gegen die Globalisierung und den neoli- 
beralen Kapitalismus statt. So auch in Eugene 
im Bundesstaat Oregon in den USA, wo eine 
Reclaim The Streets Party in Krawalle mit der 
Polizei ausartete, weil diese grundlos mit Gas- 
granaten auf DemonstrantInnen schoss. Im 
Durcheinander von Eugene versuchteRob sich 
gegen die Polizei zu verteidigen und zu ent- 
kommen. Er warf einen Stein auf einen Poli- 
zeibeamten und wurde anschließend verhaf- 
tet. Der zweitägige Prozess gegen Rob war be- 
sonders durch die Lügen der Polizei und die 
schweren Vorurteile gegenüber der anarchi- 
stischen Bewegung gekennzeichnet. Rob wur- 
de schlussendlich wegen Aufruhr (riot) und 
schwerer Gewaltausübung (Assault I) für 
schuldig befunden. Der Richter verurteilte un- 
seren Genossen wegen der Gewaltausübung 
zu 70 Monaten Knast, bevor er noch einmal 
18 Monate wegen der Teilnahme an den Kra- 
wallen aussprach. - Rob hat in der Zwi- 
schenzeit viele Artikel verfasst und sein Zine 
„Fuck You Bearden“ ist bei ABC Innsbruck er- 
hältlich. Er wünscht sich viel Briefkontakt mit 
GenossInnen aus aller Welt. 

Spenden können an folgende Adresse ge- 
schickt werden: John Zerzan, c/o AAA, PO 
Box 11331, Eugene, OR 97440, USA 
Robert Lee Tharton, #12112716777, Stanton 
Street Ontario, OR 97914, USA 
Text verfasst und verbreitet von Anarchist 
Black Cross Innsbruck 
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Bericht aus Davos 


Globalisierte Aufstandsbekämpfung 


Wer glaubte, dass die Schweiz in Sachen 
Repression gegen politische Gegner „sof- 
ter“ ist als andere europäische Demokrati- 
en und selbst die Schüsse des Militärs auf 
streikende Arbeiter in den Zwanzigern und 
die toten Hausbesetzer in den Achtzigern 
für Einzellfälle hielt, der muss seit den Pro- 
testen gegen das Word Economic Forum in 
Davos eingestehen, dass er danebenlag. 
Denn spätestens, seitdem sich vom 25 - 
29.1.2001. die Herrscher über die Ökono- 
mie im Schweizer Wintersportparadies Da- 
vos trafen, um die akuten „Probleme der 
Menschheit“ zu diskutieren, kann die 
Schweiz in Sachen Aufstandsbekämpfung 
fraglos mit den anderen europäischen „De- 
mokratien“ mithalten. Ein Demoverbot hat 
es letztes Jahr in Davos schon gegeben und 
schockt heutzutage nicht mal mehr den nai- 
vsten Demokraten. Was sich jedoch im eu- 
ropäischen Vergleich durchaus sehen las- 
sen kann, sind die 
massiven Absperrun- 
gen, die Aufrufe der 
Polizei, „auffällige 
Personen“ in und um 
Davos zu denunzie- 
ren, die Androhun- 
gen von Gülle als 
Antidemonstranten- 
waffe, die actionfilm- 
reifen „Verdächtige- 
Pkws-stoppen- 
Manöver“, die schon 
mal mit eingeschla- 
gener Frontscheibe 
und Dienstwaffe an 
der Schläfe des Fah- 
rers endeten, die hun- 


dertfachen Einreiseverbote für bekannte 
Globalisierungsgegner, die Eskalieren-auf- 
Teufel-komm-raus-Taktik der Poli- 
zeiführung, der massenhafte Einsatz von 
Gummigeschossen und die spektakuläre 
Massenfestnahme nach dem vorläufigem 
Ende der Straßenkämpfe in Zürich. Die von 
den stundenlangen Straßenkämpfen fru- 
strierten Züricher-Riot-Cops, die für die Po- 
lizei aufgrund der Masse und Geschlossen- 
heit der Demonstranten mit viel zu wenig 
Festnahmen und viel zu viel Sachschaden 
endeten, kamen auf die wirklich originelle 
Idee, eine Straßenbahn, die zu je einem Drit- 
tel aus ehemaligen Demonstrationsteilneh- 
mern, jugendlichen Disco-Pendiern und 
„normalen“ Züricher Bürgern bestand, in 
einer wahnwitzigen Verfolgungsjagd zu 
stoppen, den Strom zu kappen und mit ge- 
zogener Gummi- und Gas-Knarre zu um- 
stellen. 


Wonach die komplett verstörten Bürger 
über 50 gnädigerweise nach Herausgabe ih- 
res Ausweises nach Hause gelassen wurden, 
verhaftete die Polizei kurzerhand alles, was 
sonst noch in der Bahn auf dem Boden lag. 
Den minderjährigen Hip-Hopper aus Zürich 
ebenso wie den alternativ dreinschauenden 
Hippie, den martialisch gekleideten Auto- 
nomen, alles erst mal ab in Haft. Insgesamt 
rund 80 Personen, mehr als die Hälfte der 
Gesamt-Festnahmen der immerhin fast ei- 
ne Woche dauernden Anti-WEF Protesten. 
Nach mehren Stunden Aufenthalt in der 
einzigen Züricher Sammelzelle und einem 
kurzem Verhör durften all jene, die das ‚Pri- 
vileg’ hatten, Schweizer Staatsbürger zu 
sein, und denen nix nachwiesen werden 
konnte, nach Hause gehen. Doch um die 
anderen war es schlecht bestellt. Zu dieser 
ca. 60 Personen zählenden traurigen Ge- 
meinschaft gehörte unfreiwilliger Weise 
auch der Autor dieses Beitrags. Für uns be- 
gann an diesem Samstag eine unbequeme 
Odysee durch das Schweizer U-Haft- und 
Abschiebesystem. 


Hinter Gittern 


Nach einem besonders langen und mit 
Drohgebärden vollgestopften Verhör wur- 
den wir in eine typische U-Haft-Zelle ge- 
worfen. Deren triste Öde unterschied sich 
nicht großartig von bekannten Haftanstal- 
ten in anderen Ländern. Die Schweizer 
Haftbedingungen waren bis auf kleine ge- 
zielte Schweinereinen auch halbwegs er- 
träglich, und keiner der politischen Gefan- 
genen wurde übermassig misshandelt. Die 
spezifisch Schweizer Form des Staatsterro- 
rismus liegt sowieso mehr im Detail. Das 
Essen und vor allem der Kaffee waren ein 
klarer Angriff auf die Menschenrechte. 
Ebenso die Musik, die aus der zelleninter- 
nen Lautsprecheranlage quoll, war eine 
hintergründige Form der Folter. Nach der 
zwanzigsten Wiederholung von Danceflor 
Müll wie „Who let the Dogs out“ oder Brit- 
ney Spears zog man die gespenstische Stil- 
le dem Musikprogramm vor. Sehr amüsant 
waren auch die ausgehändigten Zeitschrif- 
ten. Während ich mich in einem Männer- 
gefängnis mit einer veralteten Ausgabe der 
deutschen Frauen-Illustrierten „Brigitte“ 
abfinden musste, bekam ein Genosse sar- 
kastischerweise ein Exemplar von „Schö- 
ner Wohnen“ in die Hand gedrückt. Dass 
einem von den Schließern fieserweise um 
6:00 Uhr morgens die Wolldecke geklaut 
und so die kurze Nacht abrupt beendet wur- 
de, empfand ich auch als persönliche 
Attacke. Was wir alle zusammen nicht mehr 
so spaßig fanden, waren die häufigen ras- 
sistischen und menschenverachtenden 
Kommentare, die sich die Schließer leiste- 
ten. „Totschlagen sollte man euch alle“, war 
einer jener beliebten Sprüche, die öfter 
gehört wurden. Auf den Top-Ten der ver- 
balen Ausfälle ganz oben steht der Lieb- 
lingssatz aller Faschismusrelativierer und 
Nationalkonservativen des deutschen 
Sprachraums. „Wir sind aber keine Nazis, 


obwohl damals nicht alles schlecht war“, 
lautete die Reaktion eines Züricher Polizei- 
beamtens auf ein durchgestrichenes Ha- 
kenkreuz, das mit Bleistift an unseren Zel- 
lenwand aufgemalt war. Für den geistigen 
Standpunkt des Gefängnispersonals eben- 
falls plakativ war jener Wortwechsel zwi- 
schen einem minderjährigen Deutschen, 
der eine 5 cm große Platzwunde am rech- 
ten Arm hatte und einem Schweizer 
Schließer. „Könnte ich vielleicht ein Pfla- 
ster haben?“ fragte der 17-jährige Berliner 
Aktivist. Auf Mitteilung, dass die Verlet- 
zung seine Ursache im Gummigeschoss ei- 
nes Polizisten habe, antwortete ein Kollege 
schlagfertig: „Schade, dass sie nur soooo 
klein ist.“ Ein Pflaster bekam er erst 2 Ta- 
ge später ausgehändigt. 

Nach 3 Tagen Schweizer Untersuchungs- 
haft, so richtig mit Hofgang und einen Tag 
fast kollektivem Hungerstreik, bekamen wir 
alle endlich unsere „Einreisesperre“ mit 
dem Bemerk: „Anwesenheit unerwünscht“ 
und einem zweijährigen Einreiseverbot 
ausgehändigt. Ansonsten drohen uns 6 Mo- 
nate Haft bzw. 10 000 Franken Geldstrafe. 
Am nächsten Tag wurden wir - ca. 20 Ge- 
fangene aus Spanien, Frankreich, Italien 
und Deutschland - in mehreren Ebenen zum 
BGS gebracht, der uns dann nach einer hal- 
ben Stunde in deutscher Haft in Lörrach oh- 
ne Geld und Gepäck auf freien Fuß setzte. 
Nach alledem kann mir die Schweiz getrost 
für 2 Jahre gestohlen bleiben. 

Arian Wendel 


Antifaschismus jetzt 
auch in Bayern legal! 


Ermittlungen nach $129 (Bildung ei- 
ner kriminellen Vereinigung) gegen 
mehr als 30 Beschuldigte aus Man- 
gel an Beweisen eingestellt - Betrof- 
fene fordern Entschädigung von 
bayerischer Landesregierung - Ko- 
sten in Millionenhöhe 


Das Ermittlungsverfahren weg. 8129 gegen 
39 Beschuldigte aus Bayern wurde nach 
8170 StPO (Mangel an Beweisen) einge- 
stellt. Ein Teil der Betroffenen erhielt Mitte 
Januar den Einstellungsbescheid der 
Staatsanwaltschaft München. Den Be- 
schuldigten war vorgeworfen worden, seit 
1993 in Passau dem „antifaschistischen 
Spektrum“ anzugehören und eine „krimi- 
nelle Vereinigung“ gegründet zu haben. Der 
von Polizei und Staatsanwaltschaft kon- 
struierten kriminellen Vereinigung wurden 
willkürlich mehr als 100 Straftaten zuge- 
ordnet, in der Mehrzahl Sachbeschädigun- 
gen durch Sprühereien, Plakate und Auf- 
kleber mit antifaschistischem Inhalt. Die 
Grundlagen für die Einleitung des Verfah- 
rens waren zum Teil mehr als haltlos: So 
wurden auch Anklagen, von denen die Be- 


troffenen vor Gericht bereits rechtskräftig 
freigesprochen waren, als „Indizien“ ange- 
führt. Auch das Bewohnen von Wohnge- 
meinschaften und der Gebrauch des Grun- 
drechts auf Demonstration (Teilnahme an 
nicht verbotenen. Demonstrationen gegen 
DVU und NPD) stellten für die Ermittler des 
LKA weitere Verdachtsmomente für die Bil- 
dung einer kriminellen Vereinigung dar. 

In einer als „bundesweiter Schlag gegen 
die autonome Szene“ gemeldeten Durchsu- 
chungsaktion beschlagnahmten das LKA 
Bayern am 12.5.1998 Computer mit Moni- 
toren und Drucker, Adressbücher, Tage- 
bücher und andere persönliche Unterlagen 
von mehr als 32 Personen in Passau, Mühl- 
dorf, München, Bielefeld, Göttingen, Ham- 
burg und Berlin. 

Im Rahmen der Ermittlungen des bayeri- 
schen LKA gerieten seit 1993 mehr als 80 
in Passau politisch aktive Personen, u.a. 
zwei Rechtsanwälte sowie Grünenpolitiker, 
ins Fadenkreuz der Fahnder. „Erkenntnis- 
se“ aus einer unbekannten Zahl von Ob- 
servationen, Post-, Telefon- und Videoü- 
berwachungen füllen mehrere Aktenord- 
ner, die bis heute noch nicht eingesehen 
werden konnte, da die Staatsanwaltschaft 
den Anwälten der Beschuldigten nur Teil- 
akteneinsicht gewährte. Die Kosten des Er- 
mittlungsverfahrens liegen nach unseren 
Schätzungen in zweistelliger Millionen- 
höhe. 

Angesichts der Tatsache, dass fast alle 
$129-Verfahren vorwiegend der extensiven 
Ausnutzung aller nachrichtendienstlichen 
Mittel und der Ausschaltung elementarer 
Grundrechte gegen aktive Linke dienen, hat 
das Ermittlungsverfahren seinen Zweck er- 
füllt. Der als „Gesinnungsparagraf“ in den 
70er-Jahren installierte 8129/129a (der 
8129 wurde in den 50er-Jahren im Zuge 
Kommunistenverfolgung und KPD-Verbot 
installiert - Anm. der Red.) wird in den letz- 
ten 10 Jahren zunehmend gegen aktive An- 
tifaschistInnen eingesetzt. Aushorchen, be- 
spitzeln, einschüchtern - die Methode läuft 
nicht ohne Erfolg, Erfolgreich, weil ein lau- 
fendes Verfahren wegen „Bildung einer kri- 
minellen / terroristischen Vereinigung“ für 

ie Beschuldigten psychische Belastung 
durch die Überwachungsmaßnahmen, ma- 
terielle Schäden durch Beschlagnahmen so- 
wie immaterielle Schäden durch die staat- 
liche Verrufserklärung in der Öffentlichkeit 
und im Berufsleben bedeutet. 

Wir fordern die für das unsägliche Ver- 
fahren politisch Verantwortlichen auf, die 
zu Unrecht Beschuldigten in vollem Um- 
fang zu rehabilitieren. Um dies zu gewähr- 
leisten, müssen alle entstandenen materi- 
ellen Schäden unbürokratisch ersetzt wer- 
den und alle Informationen und Daten, die 
im Zusammenhang mit dem Ermittlungs- 
verfahren gesammelt und gespeichert wur- 
den, unverzüglich gelöscht werden. 

ER 
PE der Antifaschistischen Aktion Berlin 
bzw. Passau 


Solidarität mit 
Thomas Meyer-Falk 


Am 10. November 2000 fand ein interna- 
tionaler Aktions- und Solidaritätstag für 
den inhaftierten Redskin Thomas Meyer- 
Falk statt. Thomas ist seit 1993 wegen ei- 
nes Banküberfalls in Deutschland inhaf- 
tiert. Er hat seine politische, antifaschisti- 
sche Überzeugung nie verleugnet und des- 
halb etliche Repressionen und Schikanie- 
rungen über sich ergehen lassen müssen. 
Der Aktionstag für Thomas Meyer-Falk 
fand primär statt um gegen die strenge Iso- 
lationshaft, welcher Thomas ausgesetzt ist 
und gegen die massiven Einschränkungen 
seiner Postkontakte zu protestieren. Tho- 
mas Kontakt zu anarchistischen und ande- 
ren linksradikalen AktivistInnen und Grup- 
pen wurde arg eingeschränkt, seit ABC In- 
nsbruck Ende 1999 zu Soli-Aktionen für 
Thomas aufgerufen hatte. Am 10. Novem- 
ber 2000 wurde in Dijon (Frankreich) das 
deutsche Konsulat besetzt, und aus ver- 
schiedenen Ländern (Belgien, Österreich, 
Deutschland, Schweiz, England, Frankreich 
usw.) wurden Protestbriefe und -faxe an die 
zuständigen Autoritäten in Deutschland 
geschickt. Scheinbar war diese Aktion ein 
kleiner Erfolg. So ist es mittlerweile vielen 
Freundinnen und GenossInnen wieder ge- 
lungen Kontakt zu Thomas aufzunehmen. 
Dennoch sind die Korrespondenzen immer 
noch vom „guten Willen“ der Knastleitung 
abhängig, d.h. ob sie durchgelassen werden 
oder nicht. 

Wir bitten aus diesem Grunde weiterhin 
massiv Protestschreiben an nachfolgende 
Adressen zu richten, mit nachstehenden 
Forderungen: 

® Das Ende aller Zensurmaßnahmen der 
aus- und eingehenden Korrespondenz!!! 

* Erlaubnis der Wiederaufnahme aller bis- 
her eingeschränkten und verbotenen 
Briefkontakte!!! 

® Anerkennung des Rechts auf Meinungs- 
freiheit, d.h. das Recht anarchistische und 
andere linksradikale Literatur/Schriften zu 
erhalten!!! 

# Schluss mit der Isolationshaft!!! 


Justizminister Prof. Groll, 

Postfach 103461, 7029 Stuttgart, 
Deutschland, Fax: 0049-(0)711-2792264 
Anstaltsleiter der JVA Bruchsal, 
Schonbronstr. 32, 76646 Bruchsal, 
Deutschland, Fax: 0049-(0)7251-788299 


Text verfasst und verbreitet von Anarchist 
Black Cross Innsbruck 


90 Tagessätze für Total- 


verweigerer 


Amtsgericht Berlin-Tiergarten setzt sich 
über verfassungsrechtliche Bedenken hin- 
weg 


Der Totale Kriegsdienstverweigerer Sascha 
Weber ist heute (30.1.) vom Amtsgericht Ber- 
lin-Tiergarten zu einer Geldstrafe von 1800 
Mark, aufgeteilt in 90 Tagessätze zu je 20 
Mark, verurteilt worden. 

Der 20jährige Kriegsgegner hatte im Ok- 
tober 1999 den Zivildienst an einer Ham- 
burger Dienststelle abgebrochen, weil ihm 
sein Gewissen die Beihilfe zur Kriegsführung 
verbiete. Genau dazu wäre er im Kriegsfall 
jedoch verpflichtet: Das Zivildienstgesetz 
sieht die unbefristete Einberufung zum Zi- 
vildienst vor, um auch Kriegsdienstverwei- 
gerer zu militärrelevanten Unterstützung- 
stätigkeiten zu verpflichten. 

Richterin Vasilio brachte einen kaum ge- 
bräuchlichen Paragraphen des Zivildienst- 
gesetzes (ZDG) in Stellung: § 15a ZDG bie- 
tet als „Alternative zum Zivildienst“ ein so 
genanntes freies Arbeitsverhältnis im Pfle- 
gebereich, wenn der Verweigerer Gewis- 


sensgründe gegen den Zivildienst hat. Die- 
ses Arbeitsverhältnis ist jedoch schon des- 
wegen kein „freies“, weil es nur unter 
Androhung einer Haftstrafe angetreten und 
nicht frei gekündigt werden kann. An der 
militärischen Verplanung des Kriegsdienst- 
verweigerers ändert sich dadurch nichts. 

Ein Antrag von Rechtsanwalt Wolfgang 
Kaleck auf Aussetzung des Verfahrens wur- 
de abgelehnt. Das Landgericht Potsdam hat- 
te vor zwei Jahren einen ähnlichen Fall dem 
Bundesverfassungsgericht vorgelegt, weil es 
an der Verfassungsmäßigkeit der Wehr- 
pflicht Zweifel hatte. Diese Zweifel haben 
sich mit der Einführung des freien Zugangs 
von Frauen zur Bundeswehr und der zu- 
nehmenden Wehrungerechtigkeit verstärkt. 
Kaleck wollte die für den Sommer dieses 
Jahres erwartete Entscheidung aus Karlsru- 
he abwarten. 

Mit der Geldstrafe blieb das Gericht zwar, 
in Anerkennung der Gewissensgründe von 
Sascha Weber, unter dem Strafantrag der 
Staatsanwältin, die eine Strafe von sechs 
Monaten auf Bewährung gefordert hatte. 
Das Grundrecht auf Gewissensfreiheit gelte 
jedoch nicht für die Verweigerung des Zi- 
vildienstes. Verfassungsrechtliche Zweifel 
kamen der Richterin nicht. In den fünf Mi- 
nuten, die sie für die Urteilsfindung be- 


nötigte, konnten diese offensichtlich auch | 
kaum aufkommen. 

Die DFG-VK schließt sich der Forderung 
Sascha Webers an, nicht Kriegsgegner, son- 
dern jene, die Kriege planen und führen, vor 
Gericht zu stellen. Die Wehrpflicht ist unde- 
mokratisch, verfassungswidrig - sie gehört 
abgeschafft! 

DFG-VK Berlin-Brandenburg, PE vom 30.1. 


Erster Prozess gegen 
Gelöbnisstörer von 1999 


Am 23. Januar wurde das erste Urteil gegen 
einen Angeklagten gefällt, der 1999 ge- 
meinsam mitanderen in einer spektakulären 
Aktion das Gelöbnis der Bundeswehr gestört 
hatte. Trotz des massiven Polizeiaufgebotes 
waren mehrere GelöbnisgegnerInnen ent- 
kleidet über das Gelände gerannt und hat- 
ten Regenschirme mit der Aufschrift: 
„Tucholsky hatte Recht“ gezeigt. Angeklagt 
waren Katja J. wegen Verstoß gegen das Ver- 
sammlungsgesetz und Thomas J. ebenfalls 
wegen Verstoß gegen das Versammlungsge- 
setz und außerdem Widerstand gegen Voll- 
streckungsbeamte. Das Verfahren gegen 
Katja J. wurde eingestellt, weil der Vorwurf 
verjährt war. Thomas J. wurde wegen des 
Widerstands gegen Vollstreckungsbeamte 
zu 25 Tagessätzen verurteilt, vom Vorwurf, 
gegen das Versammlungsgesetz verstoßen 
zu haben, hingegen freigesprochen. 

Der Schwerpunkt der Verhandlung be- 
stand darin zu prüfen, ob es sich bei einem 
Bundeswehrgelöbnis tatsächlich um eine öf- 
fentliche Versammlung handelt. Rechtsan- 
wältin Götze und Anwalt Schrag, die die An- 
geklagten verteidigen, verneinen dies. Denn 
das Versammlungsrecht, abgeleitet von Art. 
8 GG, zielt darauf ab, BürgerInnen, die sich 
versammeln, vor staatlichen Angriffen zu 
schützen - nicht aber Staatsakte vor Bürge- 
rinnen, die ihre Meinung kundtun. Das Ver- 
sammlungsgesetz legt zudem fest, dass eine 
Versammlung angemeldet werden muss und 
dass ihre TeilnehmerInnen weder Uniformen 
noch Waffen tragen dürfen. Keine dieser An- 
forderungen hat die Bundeswehr erfüllt. 
Wenn also jemand gegen das Versamm- 
lungsrecht verstoßen hat, dann die Bundes- 
wehr. Zusätzlich besaß die Bundeswehr kein 
Hausrecht für den Parkplatz, auf dem das 
Gelöbnis stattfand. Deswegen waren die 
Feldjäger auch nicht befugt, das Hausrecht 
wie in einem militärischen Bereich auszuü- 
ben und gegen Zivilpersonen vorzugehen. 

Zwar erklärte die Richterin, dass ein 
Staatsakt in der Zukunft nicht als Ver- 
sammlung gewertet werden dürfe, doch 
dann verurteilte sie Thomas J. trotzdem. Die 
Autorität des Militärs reicht offenbar bis in 
die Gerichtssäle hinein. 

Thomas J. legt gegen das Urteil Berufung 
ein. Außerdem werden weitere Verfahren 
gegen andere StörerInnen folgen. 
Kampagne gegen Wehrpflicht, Zwangs- 
dienste und Militär 


8. aktualisierte Auflage der 
Dokumentation neu erschienen: 


Bundesdeutsche 
Flüchtlingspolitik und 
ihre tödlichen Folgen 


Der Aufforderung an die deutsche Bevöl- 
kerung zu einem „Aufstand der Anständi- 
gen“, die Aufforderung zu Zivilcourage und 
Einmischung machte im Sommer 2000 
Schlagzeilen. Dem realen staatlichen Ras- 
sismus und der menschenverachtenden 
Flüchtlingspolitik spricht dies Hohn. Mora- 
lische Appelle ohne entsprechende Konse- 
quenzen in der Politik werden den Rassis- 
mus in der Gesellschaft eher verstärken. 
Die Verantwortlichen für die restriktive 
bundesdeutsche Flüchtlingspolitik sind 
stolz auf die auch im Jahr 2000 weiter ge- 
sunkenen Flüchtlingszahlen und die gerin- 
ge Anerkennungsquote der Asylsuchenden. 
Ein Resultat der geschlossenen Grenzen, der 
skandalösen Behandlung von Flüchtlingen 
und der erklärten Absicht, den Menschen 
einen Aufenthalt in diesem Lande zu ver- 
wehren. Dies geschieht u.a. auch durch Ab- 
lehnung und Abschiebungen von Asylbe- 
werberInnen, die von nicht-staatlichen Or- 
ganisationen misshandelt und verfolgt 
wurden; dies geschieht auch z.B. durch kon- 
sequentes Ignorieren von frauenspezifi- 
schen Fluchtgründen. 
Eine aus Deutschland nach England ge- 
flohene abgelehnte Asylbewerberin aus 
Somalia bekommt am 19. Dezember 
2000 in England Schutz vor Rückschie- 
bung nach Deutschland. Begründung 
von Britain’s highest Court: Deutschland 
ist kein sicheres Land, weil nicht-staat- 
liche Verfolgung als Asylgrund nicht an- 
erkannt wird und die Menschen in ihre 
Verfolgerstaaten abgeschoben werden, 
wo ihnen Gefahr für Leib und Leben dro- 
hen. 


Während die Grenzen zurBRD für Flücht- 
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oma-Demonstration in Ham burg am 16.5.2000 gegen die Abschiebung in den 


linge immer undurchlässiger werden und 

diejenigen, die durchkommen, mit High- 

Tech aufgespürt und von Hunden gehetzt 

werden, sieht die Abschottung im Inneren 

des Landes anders aus. Ein Netz von Ge- 
setzen, eine Armee von Schreibtischtätern 
und ein Heer von Polizei- und Bundes- 
grenzschutz-Beamten stehen den einzelnen 

Flüchtlingen gegenüber. Der staatliche Ras- 

sismus wird besonders deutlich, wenn 

Flüchtlinge hinter Stacheldrahtzäunen zu 

Hunderten kaserniert werden - mit dem 

Verbot, die Ortschaft zu verlassen (Resi- 

denzpflicht). Am Ende des Aufenthaltes in 

der BRD steht dann die Abschiebung mit 
allen Mitteln und allen Tricks - und vor al- 
lem mit Gewalt. Die von uns dokumentier- 
ten über 2.300 Einzelfälle verdeutlichen nur 
einen kleinen Ausschnitt der Wirklichkeit 
bundesdeutscher Flüchtlingspolitik. 

Die Dokumentation umfasst den Zeit- 

raum vom 1.1.1993 bis 31.12.2000: 

119 Flüchtlinge starben auf dem Weg in die 
Bundesrepublik Deutschland oder an 
den Grenzen, davon allein 89 an den 
deutschen Ost-Grenzen 

283 Flüchtlinge erlitten beim Grenzüber- 
tritt Verletzungen, davon 144 an den 
deutschen Ost-Grenzen 

92 Flüchtlinge töteten sich angesichts ih- 
rer drohenden Abschiebung oder star- 
ben bei dem Versuch, vor der Abschie- 
bung zu fliehen; davon 45 Menschen 
in Abschiebehaft 

310 Flüchtlinge haben sich aus Angst vor 
der Abschiebung oder aus Protest ge- 
gen die drohende Abschiebung (Risi- 
ko-Hungerstreiks) selbst verletzt oder 
versuchten, sich umzubringen; davon 
befanden sich 214 Menschen in Ab- 
schiebehaft 

5 Flüchtlinge starben während der Ab- 
schiebung und 

159 Flüchtlinge wurden durch Zwangs- 
maßnahmen oder Misshandlungen 
während der Abschiebung verletzt 

13 Flüchtlinge kamen nach der Abschie- 
bung in ihrem Herkunftsland zu Tode 
und mindestens 


Kosovo 


276 Flüchtlinge wurden im Herkunftsland 
von Polizei oder Militär misshandelt 
und gefoltert 

46 Flüchtlinge verschwanden nach der 
Abschiebung spurlos 

10 Flüchtlinge starben durch Polizeige- 
walt, 145 wurden durch Polizei oder 
Bewachungspersonal verletzt. 

54 Menschen starben bei Bränden in 
Flüchtlingsunterkünften, 492 Flücht- 
linge wurden z.T. erheblich verletzt. 

10 Menschen starben durch rassistische 
Angriffe auf der Straße. 


Ein Fazit: 


Durch staatliche Maßnahmen der BRD ka- 
men mehr Flüchtlinge ums Leben (239) als 
durch rassistische Übergriffe (64). 

Die Dokumentation ist erhältlich bei: 
Antirassistische Initiative e.V., Yorckstr. 59, 
10965 Berlin, Fon (0 30) 7 85 72 81, Fax 
(0 30) 7 86 99 84 

Sie kostet DM 15,00 plus Porto 


Österreich 


Afrikanische Ju- 
gendliche in Erwach- 
senenstrafhaft 


Viele afrikanische Jugendliche sitzen zur 
Zeit in Erwachsenenstrafhaft in Öster- 
reichischen Gefängnissen. Ihre Haftstrafen 
sind doppelt so hoch, als wenn sie nach Ju- 
gendstrafrecht verurteilt worden wären. 
Warum? Die Justiz glaubt ihnen nicht. Die 
Asylbehörden glauben ihnen nicht. Die Po- 
lizei glaubt ihnen nicht. Sofern Asylwerbe- 
rinnen und Migrantinnen ihre Angaben 
nicht mit Dokumenten belegen können, 
wird ihren Aussagen nicht geglaubt, und 
auch dann wird die Echtheit der Doku- 
mente in Frage gestellt. 


Im Zuge der Operation Spring und folgen- 
der großangelegter rassistisch motivierter 
Razzien wurden zahlreiche AfrikanerInnen 
verhaftet, die Zahl geht in die Hunderte, 
wovon die meisten davon noch immer in 
Haft sind. Viele von ihnen waren zum Zeit- 
punkt der ihnen vorgeworfenen angebli- 
chen strafbaren Handlungen minderjährig. 
Bis zum Mai 1999 wurde von den Gerich- 
ten zur Altersbestimmung der Beschuldig- 
ten Johann Szilvassy zur Erstellung von 
Gutachten zugezogen. Szilvassy war seit 
Jahren bekannt und kritisiert als Initiator 
des „Rassensaals“ im Naturhistorischen 
Museum und als Autor der rechtsextremen 
Zeitschrift Aula. Nun führte er an Afrika- 
nern Vermessungen durch, er vermass ne- 
ben Wachstumsfugen Scham- und Achsel- 
haare, Penis- und Hodengröße, Nasen und 
Ohren und Zähne. Er stellte fest, dass die 
meisten (oder alle?) Beschuldigten nicht 
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minderjährig wären. Uns ist im Detail nicht 
bekannt, an wie vielen er seine rassistischen 
Praktiken ausübte, laut einer Aussage Szil- 
vassys bei einem Prozess im LG1 am 19. 
September 2000 hat er in den letzten Jah- 
ren über 300 Gutachten bei Drogendelikten 
erstellt. Einige Namen sind uns bekannt. 
Nach wachsender Kritik von Seiten der Öf- 
fentlichkeit und einiger Anwälte wurde 
Szilvassy anfangs gedeckt von Oberstaats- 
anwalt Eisenmenger, der selbst Mitglied ei- 
ner schlagenden Burschenschaft ist. Im Mai 
2000 ging Szilvassy dann in Pension. Sei- 
ne Methoden waren für die bürgerliche Öf- 
fentlichkeit zu offensichtlich rassistisch. 

Die Verfahren allerdings gegen die be- 
troffenen Jugendlichen wurden nicht noch 
einmal aufgerollt. Warum auch, ihre Ver- 
urteilung ist Teil der rassistischen Praxis der 
Staatsgewalt gegen Menschen, die über kei- 
ne österreichischen Papiere verfügen. 

(...) 

Der Präsident des Wiener Jugendgerichts 
Udo Jesionek berief im März 2000 eine 
Konferenz von Fachleuten ein, die zu dem 
Schluss kam, dass es heute keine wissen- 
schaftlich anerkannte Möglichkeit zur Al- 
tersfeststellung gibt. In dem Prozess gegen 
acht junge Afrikaner, die bei einer Razzia 
in dem Gesellenheim Zohmanngasse ge- 
fangengenommen wurden, erschienen die- 
se Experten daher auch nicht vor Gericht. 

Also: Alter ist nicht feststellbar, aber die 
Kompetenz für die Einschätzung des Alters 
der Beschuldigten liegt in diesem Falle im 
Ermessensbereich der Richter. Das heißt 
noch einmal ganz deutlich: Wenn der Rich- 
ter glaubt, die Beschuldigten sind älter als 
19, dann sind sie nach Erwachsenenstraf- 
recht zu verurteilen. Ihre eigenen Angaben 
sind irrelevant. Richter Gerstberger befand 
im Prozess gegen die Gefangenen der Zon- 
manngasse, dass nur zwei der acht ange- 
klagten jungen Afrikaner nach dem Ju- 
gendstrafrecht zu verurteilen sind. Die 
Grundlagen für diese Alterseinschätzung 
sind rassistische Willkür. 

Seit dem Sommer 2000 wird in einigen 
Fällen als Gutachter der Innsbrucker Ana- 
tom Othmar Gaber als Gutachter beigezo- 
gen. Er erstellt unter anderem Altersbe- 
stimmungen von Leichen aus archäologi- 
schen Ausgrabungen, außerdem berechne- 
te er das Alter von Ötzi. Bei einigen Ver- 
handlungen wurden die Gefangenen auf 
Grund seiner Gutachten ans Jugendgericht 
überstellt. Laut seiner Expertise war in die- 
sen Fällen die Möglichkeit gegeben, dass 
die Jugendlichen tatsächlich so alt waren, 
wie sie sagten. 

Viele afrikanische Jugendliche sitzen zur 
Zeit noch immer in Erwachsenenstrafhaft 
in Österreichischen Gefängnissen. Ihre 
Haftstrafen sind doppelt so hoch, als wenn 
sie nach Jugendstrafrecht verurteilt worden 
wären. Warum? Die Justiz glaubt ihnen 
nicht. Die Asylbehörden glauben ihnen 
nicht. Die Polizei glaubt ihnen nicht. So- 
fern AsylwerberInnen und MigrantInnen 
ihre Angaben nicht mit Dokumenten beie- 
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gen können, wird ihren Aussagen nicht ge- 
glaubt, und selbst dann wird die Echtheit 
der Dokumente in Frage gestellt. Die Fol- 
ge: jahrelange Strafhaft und dann Ab- 
schiebung für Jugendliche. 

Wir fordern: 
b Sofortige Freilassung der Gefangenen der 
rassistischen Klassenjustiz! 
» Freiheit für alle Gefangenen der Operati- 
on Spring und folgender grossangelegter Ra- 
zzien 
$ Keine weiteren Hetzrazzien und Massen- 
verhaftungen von AfrikanerInnen, über- 
haupt nicht und nicht zu Wahlkampf- 
zwecken! Sofortige Abschaffung von Schub- 
haft und restriktiven Zuwanderungsbestim- 
mungen, Einreise-, Niederlassungs- und 
Arbeitsfreiheit für alle, stoppt Abschiebun- 
gen und Illegalisierung. 
Oder zumindest einmal: 
$ Sofortige Wiederaufnahme sämtlicher 
Prozesse gegen jugendliche AfrikanerInnen, 
die nach Erwachsenenstrafrecht verurteilt 
wurden und werden, positive Erledigung ih- 
rer Asylanträge 
GEMMI Gesellschaft für Menschenrechte 
von Marginalisierten und ImmigrantInnen 
Stiftgasse 8 a-1070 Wien gemmi@t0.or.at 
Spendenkonto: PSK 77 694 016 
Quelle: http://www.no-racism.net/ 
(gekürzt) 


Graz/Österreich 
Der Gebrauch des Wortes 
„Widerstand ist strafbar 


Strafbefehle über insgesamt 75.000 ÖS er- 
hielten 14 AktivistInnen, die am 6.10.00an 
einer ÖVP-Wahlkampfveranstaltung mit 
dem bayerischen Ministerpräsidenten Stoi- 
ber teilgenommen hatten. Aufdieser Kund- 
gebung hatte eine Gruppe von 10-15 jun- 
gen Leuten ein Transparent hochzuhalten 
versucht, daraufhin hatte sich eine Gruppe 
Polizisten auf sie gestürzt, sie zu Boden und 
gegen Wände gestoßen, misshandelt und 
einige in Handschellen in Seitengassen ge- 
drängt. Anschließend wurden ihnen fol- 
gende „Delikte“ vorgeworfen: „Ordnungs- 
störung, „Lärmerregung“ („Sie haben 
durch den Gebrauch der Worte ‚Widerstand, 
Stoiber ist ein Faschist, Stoiber ist ein Ras- 
sist! den öffentlichen Anstand verletzt. Das 
angeführte Verhalten widersprach der herr- 
schenden Sitte und hat die allgemein aner- 
kannten Grundsätze der Schicklichkeit ver- 
letzt.“) Von den 14 Angezeigten ist die Hälf- 
te minderjährig. Jeder soll jetzt 5.400 ÖS 
zahlen, auch die 15- oder 16-jährigen 
Schüler. Inzwischen haben die Betroffenen 
Einspruch erhoben. Außerdem haben sie- 
ben der vom Polizeieinsatz Betroffenen Be- 
schwerde wegen der Polizeiübergriffe ein- 
gereicht. 

(Red. nach einem Artikel von Mayday 2000, 
Graz, verbreitet von ABC Innsbruck) 


Belgien 


Ein Jahr Gefängnis 
für ein „Solidaritäts- 
verbrechen ! 


Am Dienstag, den 30. Januar, um ca. 22:30 
Uhr wurde Herr Pascal Marchand [ein An- 
archist] von zuhause abgeholt und im Ge- 
fängnis von Vorst (Brüssel) festgehalten, 
unter Anwendung eines Standardgerichts- 
urteils der 50. Kammer des Strafgerichts 
von Brüssel. Pascal Marchand war am Frei- 
tag, den 26. Januar, zu einem Jahr Haft 
wegen „schwerer Körperverletzung“, 
„versuchtem Diebstahl“ und „Sachbe- 
schädigung“ verurteilt worden. 

Die Fakten? Eine Demonstration vor dem 
geschlossenen Zentrum 127 bis in Stee- 
nokkerzeel am 3. Oktober 1999, um gegen 
die Sammelabschiebung von Roma zu pro- 
testieren. Die Vorfälle? Pascal Marchand 
hat die Vorwürfe gegen ihn nicht bestätigt. 
Ein Jahr Gefängnis also, weil er solidarisch 
war mit Flüchtlingen, die die Polizei vor 
der Abschiebung sogar mit einem Zeichen 
auf der Haut gekennzeichnet hat 

Pascal Marchand erkennt das Urteil nicht 
an und betrachtet sich als politischen Ge- 
fangenen. In der Konsequenz lehnt er es 
ab, diese Form von Autorität anzuerken- 
nen, und begann einen Hungerstreik, so- 
bald er eingesperrt wurde. Die Justiz- 
behörden haben mit einer Kampagne rea- 
giert, um ihn zu brechen; seit seiner An- 
kunft ist er in Isolationshaft, in der „Be- 
sinnungszelle“, dem Loch, und wurde re- 
gelmäßig zusammengeschlagen. Er hat 
verschiedene sichtbare Spuren im Gesicht 
und eine Reihe schmerzhafter Beschwer- 
den. 

Ein Arzt wird ihn am Freitag, den 2., auf- 
suchen, um eine Beurteilung abzugeben. 
Das Gefängnis von Vorst ist übrigens be- 
kannt für seine gewalttätigen Praktiken 
(darüber wurde kürzlich in einer Zeitung 
berichtet). 


Kriminalisierung einer sozialen 
Bewegung? 


Während er auf das Urteil des Berufungs- 
gerichts wartet (das wird es nächste Wo- 
che geben), bleibt Pascal Marchand im Ge- 
fängnis. Wir machen den/die DirektorIn 
der Anstalt und den Justizminister direkt 
für Pascals Schicksal verantwortlich und 
wir nehmen uns das Recht, die Aktionen 
durchzuführen, die notwendig sind. 

Wir sind hier direkt mit einem neuen Fall 
der Kriminalisierung der sozialen Bewe- 
gung konfrontiert. Schließlich ist das Kol- 
lektiv gegen Abschiebungen mehrfach mit 
Einschüchterungsversuchen der Justiz- 
und Polizeibehörden konfrontiert gewesen 
und viele seiner Mitglieder haben Verfah- 
ren. Dieser Fall beweist aufs Neue, dass wir 


in einem Staat leben, in dem die Repressi- 
on über die Demokratie gewinnt. Wir un- 
terstützen unseren Freund in seinem Hun- 
gerstreik und fordern auf zu zivilem Un- 
gehorsam in der Konfrontation mit der Ge- 
walt, die der Staat ausübt, die alle Gefan- 
genen betrifft, ob sie politisch sind oder 
nicht oder illegal; sie sind Opfer derselben 
Logik von „Überwachung und Strafe“ 

Wir fordern von den zuständigen Behör- 
den die Freilassung von Pascal Marchand, 
dass alle Anklagepunkte fallengelassen 
werden und dass der politische Charakter 
des Urteils anerkannt wird. Wir warten de- 
tailliertere Informationen ab, um neue Ak- 
tionen zu starten. 

In der Zwischenzeit schlagen wir vor, 
Pascal zu unterstützen, indem Ihr ein 
Fax/einen Briefan den JustizministerMarc 
Verwilghen (02/538.07.67; Justizminister, 
Waterloolaan 115, 1000 Brüssel, Belgien) 
und an das Gefängnis von Vorst 
(02/349.75.65; Prison de Forest, Av. de la 
Jonction, 1190 Forest-Brüssel) schickt. 

Vielen Dank schon mal - wir werden 
Euch auf dem Laufenden halten. 

Das Kollektiv gegen die Abschiebungen / 
Collectif Contre les Expulsions 

Rue Van Elewijk 35, 1050 Bruxelles, e- 
mail : ccle@altern.org http://www.collec- 
tifs.net/ccle 

[Das Kollektiv gegen Abschiebungen ist ei- 
ne autonome Gruppe, die sich ganz vorn 
an den Kämpfen mit den und für die Ille- 
galen hier in Belgien beteiligt hat, viele von 
ihnen sind AnarchistInnen] 


„Politische Führung” von ETA frei 


Großmäulig hatte der Pinochet Ankläger 
vor einem Jahr 15 Mitglieder von Xaki als 
angebliches „Außenministerium von ETA“ 
verhaften lassen. Bei Xaki, für die Aus- 
landskontakte von Herri Batasuna zustän- 
dig, sollte es sich nach Richter Baltasar Gar- 
zón, um die politische Führung von ETA 
gehandelte haben. 

Doch fast genau ein Jahr später sieht das 
alles nun ganz anders aus. Anfang Febru- 
ar haben die Kollegen von Garzön am Na- 
tionalen Gerichtshof ihm unterschwellig 
politische Justiz vorgeworfen und die drei 
noch im Gefängnis verbliebenen Xaki- Mit- 
glieder frei gelassen. Dies war den Medien 
in Deutschland allerdings fast nirgends ei- 
ne Zeile wert, auch wenn über die Verhaf- 
tungen groß berichtet wurde. 

Die Begründung liest sich wie eine An- 
klageschrift gegen den selbsternannten 
Rächer der Menschenrechte Garzön selbst: 
„Die Anklage krankt an einem Fehlen von 
Konkretisierung.“ „Nicht einmal das ver- 
meintliche Ziel der Anklage ist benannt.“ 
Es gibt nicht einmal Indizien ...“, soweit nur 
ein paar Formulierungen, die Richter Gar- 
zón wenigstens Unfähigkeit bescheinigen 
oder politische Justiz, wie der Sprecher des 
Generalrats für Justizgewalt (CGPJ), Emilio 
Olabarria, vermutet hat. Der erklärte in Ra- 
dio Euskadi, die Anklagen von Garzön sei- 
en derartig schlecht, dass sie fast immer ab- 
gewiesen würden. 

Der Nationale Gerichtshof kann in Xaki 


An einer Hauswand in Bilbao: „Baskische Gefangene zurück ins Baskenland" 


keine terroristische Vereinigung sehen. Sie 
ist ein „legal gebildeter gesellschaftlicher 
Zusammenschluss“, der „keinen illegalen 
Tätigkeiten“ nachgeht. „Der Besuch von 
geflohenen Militanten und seine Versor- 
gung mit Lebensmitteln“ und „Bekannt- 
schaft mit Mitgliedern einer bewaffneten 
Gruppe“ sind keine Unterstützung der ETA. 
Jetzt wird sich der Nationale Gerichtshof 
noch mit den angeblichen „ETA-Führern“ 
der Stiftung Joxemi Zumalabe und mit dem 
Chef der Zeitschrift Ardi Beltza (Schwarz- 
es Schaf) befassen müssen. Neun Menschen 
wurden dabei im Oktober auf Veranlassung 
von Garzón als angebliche ETA-Führer fest- 
genommen. Wieder einmal wollte Garzón 
die politische Führung von ETA ertappt ha- 
ben, die „die verfassungsmäßige Ordnung“ 
mit „zivilem Ungehorsam“ untergraben 
hätten. Konkret seien sie für das Ausstellen 
baskischer Ausweise und den Aufbau eines 
Melderegisters verantwortlich. Als Beweis 
dient Garzön ein Schreiben, das vor über 
einem Jahr bei einem ETA-Mitglied gefun- 
den wurde. 

Peinlich für den Richter, der am Tag der 
Aktion vom Innenminister mit einem Poli- 
zeiorden ausgezeichnet wurde, dass Mikel 
Zuluaga das Schreiben verfasst hat. Zulua- 
ga ist ein historisches Mitglied der Linken 
im Baskenland. Weil nicht sein kann, was 
nicht sein darf, wurde Zuluaga kurz darauf 
auch verhaftet. Peinlich ist der Vorgang 
aber auch, da zwei der Verhafteten angeb- 
lichen ETA-Führer einen Monat zuvor die 
ETA auffordert hattenn „zu einer langen 
und dauerhaften Waffenruhe als Quelle zu 
einer Lösung des Konfliktes“ zurückzukeh- 
ren. ETA hatte ihren Waffenstillstand vor 
gut einem Jahr beendet. 

Die Entscheidung der Richter in Madrid 
ist auch ne gute Nachricht für Pepe Rei, der 
Ende Januar nun zum vierten Mal von Gar- 
zón verhaftet wurde. Es handelte sich bei 
den Vorwürfen gegen Rei, wie auch bei Xa- 
ki, um den recycelten Vorwurf 18/98 der 
noch aus dem Versuch 1998 stammt, aus 
ETA und der Sozialistischen Alternative 
KAS eine Gesamt-ETA zu schmieden. Der 
Verfolgungswut von Garzön fiel dabei auch 
die Zeitung Egin und das gleichnamige Ra- 
dio zum Opfer. 

Was noch besser für Rei und alle von 
Richter Garzón Verfolgten ist, ist, dass der 
Generalrat für Justizgewalt nun auch ein 
Verfahren gegen den Richter im Dienst der 
Regierung wegen Geheimnisverrat eröff- 
net. Das könnte die Suspendierung des 
Richters für drei Jahre bedeuten. Für seine 
Biografie habe er der Journalistin, Pilar Ur- 
bano, Geheimnisse aus seinen aktuellen 
Verfahren verraten. Pepe Rei wie auch an- 
dere Ängeschuldigte haben ihn dafür an- 
gezeigt. 

© Ralf Streck 
Dienstag, 13. Februar 2001 


11 


Frankreich 


Jean Marc Rouillan 
und Joelle Aubron 
brechen ihren 
Hungerstreik ab 


Die Gefangenen aus Action Directe haben 
am 31.1./1.2. ihren Hungerstreik abgebro- 
chen, nachdem vom Justizministerium kon- 
krete Zusagen gemacht wurden: 


- Jean Marc Rouillan soll nach Südfrank- 
reich zurückverlegt werden, wo seine An- 
gehörigen leben. Seine Verlegung nach Ar- 
les wird in ca. zwei Wochen erfolgen. Bis 
dahin bleibt er im Gefängniskrankenhaus 
von Fresnes. 

- Nathalie wird medizinische Untersuchun- 
gen erhalten. Ein Neurologe hat sie bereits 
diese Woche untersucht. Kernspintomogra- 
phie und Ultraschalluntersuchungen wer- 
den gemacht. 

- Über Georges Cipriani wird ein psychia- 
trisches Gutachten angefertigt werden. Ihm 
soll ebenfalls angemessene Behandlung zu- 
kommen. Ein seit etwa einem Jahr zuge- 
sagter Besuch hat endlich stattgefunden - 
allerdings wurde nur eine Sondererlaubnis 
für zwei Besuchstage bewilligt. 

Wir senden den Gefangenen und allen, 
die durch ihre Mobilisierung und ihre Ar- 
beit zum Erreichen der Ziele beigetragen 
haben unsere solidarischen Grüße. 

Die Gefangenen haben mit ihrem Streik 
erreicht, dass nach so vielen Jahren endlich 
Bewegung in die Situation kommt. Dass es 
dieses harten Kampf von Seiten der Gefan- 
genen bedurft hat, um Forderungen durch- 
zusetzen, die einen rein humanitären Inhalt 
haben, zeigt wie verhärtet das politische 
Klima in Frankreich an der Frage der Ge- 
fangenen ist. Eswaren keine revolutionären 
Forderungen, für die Jean Marc in diesem 
Streik bis fast ans Ende seiner Kräfte ging 
und die bei einer Vielzahl von Gruppen und 
Organisationen Unterstützung fanden. 

Die weitergehenden Forderungen, wie die 
Freilassung der Gefangenen, die ihre Si- 
cherheitsstrafe hinter sich haben, wurden 
bisher jedoch nicht berührt. 

Dennoch ist der Ausgang des Streiks als 
ein Teilerfolg zu betrachten. 

Es gab, je länger der Streik dauerte eine 
zunehmende Zahl von Solidaritätsbekun- 
dungen. Neben dem „Collectif ne laissons 
pas faire“ erklärten sich die Mrap, les Verts 
(die Grünen), die LCR (revolutionären Kom- 
munisten), die ligue des droits de l’homme 
(Menschenrechtsliga), Teile der PCF (Kom- 
munistische Partei Frankreichs) und viele 
andere solidarisch. 

Die Wachsamkeit der unterstützenden 
Kräfte wird nötig sein, um den eingeschla- 
genen Weg weiter gehen zu können, die 
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Einhaltung der gemachten Zusagen zu 
überprüfen und am Ziel der Freilassung der 
kranken Gefangenen weiter zu arbeiten. 
Internationalistisches Komitee 
Saarbrücken, den 2.2.2001 


Eine verspätete Meldung 


Petra Elser ist 
draußen 


Petra Elser ist im Oktober 2000 bei einem 
Haftprüfungstermin, den ihre Anwältin be- 
antragt hatte, ganz überraschend (vorläu- 
fig) rausgekommen! 


Sie hatte ja ihre Geschichte in Frankreich 
(wir berichteten) schon lange abgesessen 
und war danach bereits seit einem Jahr in 
Auslieferungshaft (Spanien hatte ein Aus- 
lieferungsersuchen gestellt, dem die fran- 
zösische Justiz stattgegeben hat, aber die 
Auslieferung hatte sich immer weiter raus- 
gezögert). Das Gericht, das sie nun rausge- 
lassen hat, hat sowohl diese lange Auslie- 
ferungshaft berücksichtigt wie auch, dass 
ihr Sohn Jokin sie nur im Knast sehen kann, 
aber ansonsten ganz getrennt von ihr Hun- 
derte Kilometer weiter, im spanischen Bas- 
kenland, aufwächst. Außerdem hatte sich 
endlich die Deutsche Botschaft etwas ge- 
regt. Petra hatte im Knast Besuch von zwei 
Mitarbeiterinnen derselben. Vielleicht ha- 
ben ja auch die Solidaritätsunterschriften 
und sonstigen Aktivitäten etwas genutzt. 
Petra wurde der Pass abgenommen und 
sie muss sich einmal pro Woche bei der 
französischen Polizei melden. Sie darf Pa- 
ris nicht verlassen. Petra hat vor, gegen die 
weiterhin drohende Auslieferung den fran- 
zösischen Staatsrat anzurufen: eine Proze- 
dur, die bis zur Entscheidung sechs Mona- 
te bis zu einem Jahr dauern wird und für 
die sie einen speziell dort zugelassenen An- 
walt nehmen muss, der viel Geld kosten 
wird (ca. 7.000,- DM). Petra ist optimistisch, 
der drohenden Auslieferung an Spanien 


doch noch begegnen zu können. Auch des- 


halb, weil die Anklage wegen ETA-Mit- 
gliedschaft in Spanien, wie sie sagt, auf tö- 
nernen Füßen steht und sie sich jetzt ja ganz 
persönlich um ihre Angelegenheiten küm- 
mern kann. 

Petra sucht zwar schon Arbeit, braucht 
aber z.Zt. noch Geld vom Solikonto. Viel- 
leicht ist der einen oder dem anderen mög- 
lich, etwas für Petra und ihre Auseinander- 
setzungen mit der französischen Justiz zu 
überweisen. (Stand 1.11.2000) 


Spendenkonto: 
Peter Bindl, Nassauische Sparkasse, 
BLZ: 51050015, 
Kontonummer: 1465044051 
(Aus: Swing)Prag: Zlin-Prozess endete mit 
Freisprüchen 
© 


Zlin/Tschechien 

Ein fast vollständiger 
Sieg für 
Antifaschisten 


Prag-Zlin - 9. Januar - Die erste Phase des 
infamen sogenannten „Zehn von Zlin”- 
Monsterprozesses, einer drei Jahre langen 
juristischen und politischen Schlacht zwi- 
schen den anarchistischen/antifaschisti- 
schen Bewegungen und der tschechischen 
kapitalistischen (Un)Justiz, endete überra- 
schend mit einem fast vollständigen Sieg. 
Das Gericht in Zlinsprach am 8. Januar acht 
der elf Angeklagten frei. Die drei anderen 
erhielten Bewährungsstrafen, was nur ein 
kleineres Problem ist im Vergleich zu den 
vom Staatsanwalt beantragten Strafen - 
mehrere Jahre im Hochsicherheitsknast. Die 
Staatsanwaltschaft legte sofort Berufung 
ein. 

In diesem Fall waren insgesamt elf An- 
archisten und revolutionäre Antifaschisten 
aus dem östlichen Teil der tschechischen 
Republik der „schweren Körperverletzung, 
begangen in einer organisierten Gruppe un- 
ter ideologischem Vorwand" angeklagt. 

Die Sache begann im Frühjahr 1997, als 
etwa 15 bewaffnete Neonazis aus Zlin, die 
gut organisiert waren und überwiegend der 
faschistischen „Patriotischen Front“ an- 
gehörten, einen Angriff auf eine örtliche 
Kneipe unternahmen, in der sich üblicher- 
weise AnarchistInnen und AntifaschistIn- 
nen trafen. Sie wurden militant zurückge- 
schlagen, wobei einer schwer verletzt wur- 
de. Die vom Besitzer der Kneipe alarmierte 
Polizei eilte an den Tatort und fing alle be- 
kannten örtlichen anarchistischen Akti- 
vistInnen ein, obwohl viele am Tatort gar 
nicht anwesend waren. (...) 

Der Fall ist jedoch noch nicht völlig ab- 
geschlossen. Die Staatsanwaltschaft hat 
Berufung eingelegt, aber es ist nicht sehr 
wahrscheinlich, dass die höhere Instanz das 
Urteil des Gerichts in Zlin aufhebt. 

Für weitere Informationen: 

ABC (FSA-IWA, PO BOX 5, 15006 Praha 
56, Czech republic 

e-mail: intersec@atlas.cz - 
www.volny.cz/fsa-map 

Föderation Sozialer AnarchistInnen 
Tschechische Sektion der Internationalen 
Arbeiter-Assoziation 

Übersetzung: FdA Hamburg, e-mail: i- 
afd_2@anarch.free.de 

ABC Czech (CSAF) 

Text verbreitet von Anarchist Black Cross 
Innsbruck 


Griechenland 


Nikos Maziotis auf 
freiem Fuß 


Nikos Maziotis war am 13. Januar 1998 in 
Athen vor seiner Wohnung verhaftet worden. 
Die Polizei behauptete, bei ihm 3 Pistolen und 
eine große Menge Sprengstoff gefunden zu 
haben (10 Kilogramm). Am gleichen Tag kam 
es zu mehreren Durchsuchungen bei Be- 
kannten von Nikos. 

Insgesamt 16 Personen wurden kurzfristig 
verhaftet, um aber einige Zeit später wieder 
freigelassen zu werden. Nikos wurde be- 
schuldigt, am 6. Dezember 1997 eine Bombe 
beim Industrie- und Entwicklungsministeri- 
um platziert zu haben. Bereits drei Tage nach 
Nikos Verhaftung kam es zu massiven Pro- 
testaktionen, welche bis heute anhalten. Hat- 
te Nikos die Beschuldigungen am Anfang 
noch bestritten, so hat er in der Zwischenzeit 
zugegeben, die Bombe gebastelt und platziert 
zu haben. Es hat aber immer betont, dass es 
nie seine Absicht gewesen ist, auch nur ei- 
nen einzigen Menschen zu verletzen. Zum 
Anschlag hatte sich die militante Gruppe 
„Anarchist City Guerilla“ bekannt. Trotz der 
Tatsache, dass der griechische Staat mehrere 
Personen dahinter vermutet, hat Nikos stets 
betont, als Einzelperson agiert zu haben. Bei 
der Bombe handelte es sich um eine Solida- 
ritätsaktion für die EinwohnerInnen der 
Strymonikos Bucht, gegen welche der grie- 
chische Staat einen regelrechten Krieg be- 
gonnen hat, nachdem diese sich gegen den 
Bau einer Fabrik in ihrer Region gewehrt hat- 
ten. Es handelt sich dabei um eine Fabrik des 
kanadischen Multis TVX Gold zur Behand- 
lung von Gold. 

Nikos ist der einzige Anarchist, der ver- 
haftet wurde, und der griechische Staats stellt 
dies jetzt als glorreiche und erfolgreiche Ak- 
tion im Kampf gegen den Linksextremismus 
dar. Griechenland zählt zu den aktivsten und 
militantesten Regionen der Welt, wenn es um 
anarchistische und andere linksradikale 
Sprengstoffanschläge geht. Eine Tatsache, 
welche bereits die USA dazu bewegt hat, den 
griechischen Staat aufzufordern, härter ge- 
gen „seine TerroristInnen“ vorzugehen. Der 
Druck der USA auf die Innenpolitik von Grie- 
chenland hat in den letzten Monaten enorm 
zugenommen. USA droht sogar mit einem 
Boykott der Olympischen Sommerspiele im 
Jahre 2004, falls Griechenland nicht endlich 
mit „seinen linksextremen TerroristInnen 
aufräumt“ 

In einem ersten Prozess am 5., 6. und 7. Ju- 
li 1999 wurde Nikos für schuldig befunden 
und zu 15 Jahren Knast verurteilt. Das Ge- 
richt hat bei der Urteilsverkündung aner- 
kannt, dass Nikos aus politischen Gründen 
gehandelt hat. Eine Tatsache, die relativ sel- 
ten stattfindet, da die staatlichen Autoritäten 
in der Regel darauf aus sind, alles zu entpo- 
litisieren, um so den AktivistInnen keine 
Plattform für ihre politischen Ideen und An- 


sichten zu lassen. 

Nikos war bereits 1990 als Kriegsdienst- 
verweigerer inhaftiert worden. Als er dann 
ein zweites Mal dafür verhaftet wurde, trat er 
in einen 52-tägigen Hungerstreik. Als Nikos 
1995, während der Besetzung der Polytech- 
nischen Universität von Athen, eine griechi- 
sche Flagge verbrannte, hätte ihm dies fast 
wieder eine Haftstrafe eingebracht. Nur die 
Angst der RichterInnen vor militanten Soli- 
Aktionen ließ sie von einer Verurteilung ab- 
sehen. 

Am 8. Januar 2001 begann nun der Beru- 
fungsprozess gegen unseren Genossen Nikos. 
Während der Verhandlung wurden die Ge- 
nossInnen, die bereit waren, für Nikos aus- 
zusagen, immer wieder vom Richter gestört 
und unterbrochen, sobald sie auf die Inhalte 
und Forderungen hinter Nikos Tat zu spre- 
chen kamen. Als Nikos mit seiner Verteidi- 
gungsrede begann und erklärte, dass die ei- 
gentlichen Kriminellen die multinationalen 
Konzerne (Umweltzerstörung) und die Poli- 
zei (Ermordung von Asylsuchenden) sind, 
wurde er vom Richter unterbrochen, und die 
Verhandlung wurde abgebrochen. 

Am 9. Januar 2001 erklärte Nikos gleich zu 
Beginn, dass er nicht gewillt sei, weiterhin an 


einer derartigen Justizfarce teilzunehmen. 
Der Richter forderte die Anwälte von Nikos, 
gegen dessen ausdrücklichen Willen, dazu 
auf mit der Verhandlung fortzufahren. Nikos 
konnte sich für kurze Zeit „seinen“ Wärtern 
entreißen und zum Richterpult eilen, was der 
Richter als Angriff auf seine Autorität und 
Person wertete. Nikos hat an diesem Tag be- 
schlossen, nicht mehr am Prozess teilzuneh- 
men. Was dazu führte, dass das Urteil gegen 
Nikos am 15. Januar 2001 ohne ihn selber 
und in Abwesenheit seiner Anwälte ausge- 
sprochen wurde. Nikos wurde jetzt in zwei- 
ter Instanz zu 5,5 Jahren Haft verurteilt, das 
heißt es kam zu einer Reduzierung der Stra- 
fe (in erster Instanz waren es 15 Jahre gewe- 
sen). 

Vor einigen Tagen (18. Januar 2001) haben 
wir von unseren GenossInnen von ABC Dij- 


on erfahren, dass Nikos sich mittlerweile auf 
freiem Fuß befindet. Nähere Details diesbe- 
züglich haben wir aber leider noch keine ... 
ABC Dijon erklärt uns, dass diese Freilassung 
in erster Hinsicht auf die massiven Proteste 
und Solidaritätsbekundungen für Nikos zu 
Stande gekommen ist. 

Adresse von Nikos Anwalt: Dafni Vagianou, 
3 rue Izortz, 10682 Athen, Griechenland. 
Weitere Infos: anar@ontenet.gr - Text ver- 
Jasst und verbreitet von Anarchist Black Cross 
Innsbruck 


Freiheit für Mehrangiz 
Kar, politische Gefangene 
im Iran 


Unter den am 13.1.2001 verkündeten Ur- 
teilssprüchen für die TeilnehmerInnen an der 
Berliner Konferenz vom April 2000 zu Re- 
formen im Iran befindet sich auch eine sehr 
engagierte Frauenrechtlerin, die durch diese 
Strafe höchster Lebensgefahr ausgesetzt 
wird. Mehrangiz Kar, Journalistin und An- 
wältin in frauenrechtlichen Angelegenhei- 
ten, geboren 1944 im Iran, ist Verfasserin 
zahlreicher Bücher und Studien zur Situati- 
on der Frauen im Iran, zu ihren Büchern 
zählen „die Identität der iranischen Frau“, die 
Studie „Frauen im Arbeitsmarkt“, „die recht- 
liche Stellung der Frau“ sowie ihre jüngste 
Publikation, „eine Untersuchung über die 
Gewalt gegen Frauen im Iran“. schon lange 
ist sie dem islamischen Wächterrat ein Dorn 
im Auge. ihre Teilnahme war der konserva- 
tiven Führung ein willkommener Anlass, ge- 
gen die schon oft mit Verboten belegte Men- 
schenrechtsaktivistin mit einer Freiheitsstra- 
fe vorzugehen und somit eine Abschreckung 
in Richtung frauenrechtlichen Bestrebungen 
zu erzeugen. 

Nach Rückkehr von der Konferenz wurde 
sie in U-Haft gesteckt, wo ihr - wohl auch 
aufgrund der psychischen Belastung - Brust- 
krebs diagnostiziert wurde. Inzwischen erhält 
Mehrangiz Kar Chemotherapie des 4.Grades. 
Als sie sich im jüngsten Prozess deshalb ent- 
schuldigen lassen wollte, war die Antwort des 
Richters: „Sie muss ja mit ihrem Mund re- 
den, nicht mit ihrem Brust!“ 

Bei der Urteilsverkündung wurde entspre- 
chend keineswegs auf den Gesundheitszu- 
stand von Mehrangiz Kar eingegangen. Die 
Aktivistin erhielt 5 Jahre Haft für „Gefähr- 
dung der Sicherheit der islamischen Republik 
und ihrer Werte.“ Als politische gefangene 
erwartet sie wie auch die anderen Teilnehmer 
der Berliner Konferenz höchste physische 
und psychische Folter in Teherans berüch- 
tigtem Staatsgefängnis. auf medizinische Be- 
treuung hat sie dort wohl kaum Chance. Für 
die inzwischen stark Geschwächte kann das 
sehr bald das Todesurteil bedeuten. 
Ökologische Linke (OEKOLI} Schottengasse 
3a/1/4/59 A-1010 Wien, e-milio: oekoli_wi- 
en@gm«x.net 
Visite our Website: http://www.oekoli.cjb.net 
Verbreitet von Anarchist Black Cross Innsbruck 
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Unerträgliche Zustände in 
den F-Typ-Gefüngnissen 


Am letzten Freitag haben Mitglieder der 
Ärztekammer der Türkei (TBB) mit Rechts- 
anwälten zusammen das erste Mal seit der 
Erstürmung; der türkischen Gefängnisse am 
19. Dezember 2000 mittlerweile 20-30 in 
F-Typ-Gefängnisse verschleppte Gefange- 
ne besuchen können. Sie stellten u.a. fest, 
dass sich die meisten der Gefangenen in ei- 
nem kritischen gesundheitlichen Zustand 
befinden. Das gilt im Besonderen für die 
Gefangenen im Todesfasten. Nach langem 
Hin und Her bekamen sie am Donnerstag 
die Zustimmung vom türk. Justizministeri- 
um für diesen einen Besuch. Ärzte, die der 
türkischen Ärztekammer angehören, die 
insgesamt ca. 300 .00 eingetragene Mit- 
glieder zählt, kontrollierten schon seit An- 
fang des Hungerstreiks vor fast 100 Tagen 
den gesundheitlichen Zustand der Gefan- 
genen. Zwischen der Erstürmung der Ge- 
fängnisse, die über 30 Gefangene das Le- 
ben kostete, fand keinerlei unabhängige 
medizinische Kontrolle der Gesundheit der 
Gefangenen statt. 

Stattdessen wurde, wie von Angehörigen 
und Anwälten berichtet, der Folter gleich- 
zusetzende Zwangsernährungsmaßnah- 
men bei einigen der Gefangenen durchge- 


Gemeinsame Erklärung von TKP(ML), 
TIKB, TKP/ML, MLKP; DHKP-C, PKK, 
TKEP/L, TDEP GHB, THKPC/MLSPB, 
TKP/Kivilcim, TDP PRK-Rizgari 


Der Widerstand wird 
fortgesetzt, die 
Angriffe werden 
zurückgeschlagen 


Der faschistische Staat hat 20 Gefängnisse 
in der Türkei mit schweren Arbeitsmaschi- 
nen, Flammenwerfern, Tränengas, Maschi- 
nengewehren und mit seiner Polizei, dem 
Militär und dem Spezial-Mordkommandos 
in einen Kriegszustand versetzt. Dabei wur- 
den mehrere politische Gefangene im Ku- 
gelhagel kaltblütig ermordet oder sie wur- 
den lebendig verbrannt. Durch die Angrif- 
fe wurden auch Hunderte von politischen 
Gefangene im Kugelhagel schwer verletzt 
oder sie schweben sogar bis heute im Le- 
bensgefahr. Durch den Schlagstockeinsatz 
der Polizei wurden die politischen Gefan- 
genen ebenfalls am Kopf, am Fuß und am 
Arm verletzt. Mehreren Häftlingen wurden 
die Rippen gebrochen und einige brutal zu- 
sammengeschlagen. Bei den Schlagstock- 
attacken der Polizei wurden viele weibliche 
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führt, nachdem die Gefangenen eine medi- 
zinische Versorgung in den Militärkran- 
kenhäusern und die Wiederaufnahme von 
Nahrung verweigerten. 

Die Ärzte berichteten weiter, dass die Ge- 
fangenen im F-Typ Gefängnis von Edirne 
bisher keinerlei Hofgang außerhalb ihrer 
Zellen wahrnehmen können. Die Ärzte wa- 
ren nach den Angehörigen und den An- 
wälten der Gefangenen die nächsten, de- 


Mehrere Zehntausend Menschen & 
demonstrierten am 27.1. in Köln ; 
gegen die Verhältnisse in den tür- 
kischen Gefängnissen. Die türki- 
schen Behörden wurden aufge- 
fordert, die Verhandlungen mit | 
den politischen Gefangenen wie- % 
der aufzunehmen, um deren Le- `: 
bensbedingungen zu verbessern. 
Zur Demonstration aufgerufen 
hatte ein Bündnis mehrerer kur- % 
discher und türkischer Organisa- 
tionen. Die Demonstration erin- 
nerte an die Erstürmung der Ge- 
fängnisse Mitte Dezember durch 
das Militär und die zahlreichen 
Toten und Verletzten und bekun- 
dete seine Solidarität mit den 
Hungerstreikenden und Todesfa- - 
stenden. 


und männliche politische Gefangene mit 
den genannten Schlagstöcken vergewaltigt 
und misshandelt. Einige Häftlinge wurden 
auf bestialische Weise gequält, so dass man 
sie am ganzen Körper mit scharfen Gegen- 
ständen verletzt hat. Über 2000 revolu- 
tionäre Gefangene wurden in die Isolati- 
onsgefängnisse des Typs „F“ verschleppt. 
Trotz all dieser faschistischen Maßnahmen 
haben die politischen Gefangenen sich nie- 
mals geschlagen gegeben. 

Alle revolutionären Gefangenen führen 
gegen diese unmenschlichen Maßnamen, 
Unterdrückung und gegen die Isolations- 
gefängnisse des Typs „F“ mit unbefristeten 
Hungerstreiks und Todesfasten den Kampf 
weiter. Das Todesfasten der Sympathisan- 
ten der DHKP-C, TKP{ML), und TKIP dau- 
ert schon länger als 90 Tage. Die seit dem 
10. Dezember unbegrenzt andauernden 
Hungerstreiks der politischen Gefangenen, 
die zugleich auch Sympathisanten der 
TKP/ML, TKP/Kivilcim, und TKIP sind, gin- 
gen am 5.Januar zum Todesfasten über. Die 
Zahl der politischen Gefangenen, die zu- 
gleich auch Sympathisanten der MLKP, 
TKEP/Leninist, TKP, MLSB und Direnis Ha- 
reketi sind, stieg auf weit über 500 Gefan- 
gene an. Somit wird die Zahl der todesfa- 
stenden Häftlinge immer größer. 

Der imperialistische Profit-Krieg und die 
Stagnation der US-Wirtschaft führte zu ei- 
ner größeren reaktionären Spannung zwi- 


nen vorgeworfen wird, sie würden die Ge- 
fangenen in ihrem Tun unterstützen und 
ermutigen. Dies, obwohl sie nur ihrer ärzt- 
lichen Selbstverpflichtung nachgehen 
wollten. Angehörige berichten des weite- 
ren von Misshandlungen der Gefangenen. 
Angefangen von fehlender Kleidung, aus- 
gestellten Heizungen in den Zellen bis zu 
offenen Schlägen vor den Augen der Be- 
sucherIlnnen und von Gefangenen berich- 


schen den Imperialisten. Die US-Imperiali- 
sten drängen sich auf internationaler Ebe- 
ne mit ihrer aggressiven Angriffspolitik in 
den Nahen Osten und den Kaukasus. Dies 
geschieht im Rahmen der OSZE auf mi- 
litärische und politische Art und Weise. Sie 
versuchen ihre Interessen in Konkurrenz zu 
den EU Imperialisten, Russland und China 
durchzusetzen. Da die Türkei sich auch in 
diesem Feuerring befindet und gleichzeitig 
die Gendarmenrolle für die US-Imperiali- 
sten übernimmt und den US-Imperialisten 
dient, kann man sich erklären, warum die 
Militär-Partei der Türkei die Kontakte zur 
EU auf Eis legen will. Dies bedeutet gleich- 
zeitig, dass die Beschlüsse der Militärjunta 
vom 28. Februar in Verbindung zu den US- 
Imperialisten getroffen wurden. In diesem 
Zusammenhang wurden auch die Massaker 
an den politischen Gefangenen und der Bau 
der Isolationshaftanstalten des Typs „F“ be- 
schlossen. 

Der faschistische Staat hat mit der Un- 
terstützung der Imperialisten den totalen 
Krieg gegen unser Volk im Zusammenhang 
mit den Haftanstalten des Typs „F“ gestar- 
tet. Jegliche Art von Kundgebungen und 
Demonstrationen gegen die Haftanstalten 
des Typs „F“ wurden von der Polizei ver- 
boten. Gewerkschaften, linksorientierte 
Parteien, demokratische Massenorganisa- 
tionen, Menschenrechtsvereine fortschritt- 
liche Intellektuelle, Studenten, fortschritt- 


teten Vergewaltigungen (mit Knüppeln). 
Täglich kommen die Gefängniswärter nun 
schon mehr als dreimal zu Zählungen. 
Hierbei werden die Gefangene grundlos ge- 
schlagen und verprügelt. 

Die Gegenstände, die die Familien brin- 
gen, werden den Gefangenen nicht über- 
geben. Das Wasser, das ihnen zu trinken ge- 
geben wird, ist verschmutzt. Die Gefange- 
ne Semra Askeri, die zuvor mehr als eine 
Woche verschwunden war, wurde von An- 
gehörigen in einem Gefängnis wiederge- 
funden. Sie kann sich an überhaupt nichts 
mehr erinnern. 


liche Medien und das freiheitsliebende kur- 
dische Volk wurden als Separatisten be- 
schuldigt und permanent angegriffen. Vie- 
le Menschenrechtsvereine (IHD), Organisa- 
tionen und zahlreiche Kulturvereine wur- 
den verboten bzw. geschlossen. Die Tüm 
Yargi-Sen-Zentrale wurde überfallen und 
deren Vorsitzender wurde verhaftet. Die 
Versammlung des Istanbul Emek Forum 
wurde verboten. Zuerst haben die Faschi- 
sten mit der Unterstützung der Polizei 
TAYAD angegriffen und später wurde die 
Filiale geschlossen. Die politisch legalen 
Parteien wie HADEP, ÖDP, EMEP und SIP 
wurden eingeschüchtert und die Par- 
teibüros wurden überfallen. KESK und die 
Volkshäuser sind zum Angriffsziel der Po- 
lizei geworden und deren ArbeiterInnen 
wurden von der Polizei festgenommen und 
gefoltert. Sozialistische, demokratische und 
patriotische Pressebüros wurden überfallen 
und einige Mitglieder wurden von der Po- 
lizei in Untersuchungshaft genommen. Die 
Tür des Radiosenders Arkadas wurde von 
der Polizei versiegelt. Gegen einige Rechts- 
anwältInnen wurde wegen Demonstrati- 
onsteilnahme in Galatasaray polizeilich er- 
mittelt. Einige Parteien, Gewerkschaften 
und demokratische Massenorganisationen 
wurden zur Zielscheibe der Gouverneure 
und der Sicherheitskräfte. Sie sind dem 
Staatsterror ausgesetzt und außerdem wur- 
de ihnen das Demonstrationsrecht genom- 


Besuche bei den Gefangenen sind nur un- 
ter äußerst beschwerlichen Bedingungen 
möglich. Alle Autos müssen mindestens ei- 
nen Kilometer vor den Gefängnissen abge- 
stellt werden. Den Rest der Strecke müssen 
auch die teilweise schon älteren Angehöri- 
gen zu Fuß zurücklegen. Auf dem Weg zum 
Gefängnis müssen sie drei Kontrollpunkte 
passieren, an denen ihre Pässe kontrolliert 
und sie körperlich durchsucht werden. An 
einem weiteren Kontrollpunkt, schon im 
Gefängnis, werden ihre Fingerabdrücke ge- 
scannt, was wiederum in einem anderen 
Gebäude des Gefängnisses mit den Perso- 
nalien abgeglichen wird. 

Die Besucherinnen können ihre An- 
gehörigen nur in einem Meter abstand hin- 
ter einer Trennscheibe sehen. Sie können 
und dürfen sie nicht berühren. Die Kom- 
munikation läuft über ein Telefonsystem. 
Wer mehr als Persönliches bespricht geht 
die Gefahr ein, dass der Besuch abgebro- 
chen wird und ihnen eine zwei bis dreimo- 
natige Besuchssperre auferlegt wird. Die 
wachhabenden Soldaten dienen als Zenso- 
ren, so dass immer wieder Besuche wegen 
Kleinigkeiten abgebrochen werden. Mei- 
stens dauern die Besuche zwischen fünfund 
fünfzehn Minuten. Zu den Besuchen sind 
außerdem nur Verwandte ersten Grades zu- 
gelassen, so dass noch nicht einmal Cousi- 
nen ihre Angehörigen sprechen können. 
Maximal drei Gefangene werden in den Be- 
suchsraum gelassen. Dies aber auch nur, 


men. Kurz und bündig wurden alle opposi- 
tionellen Kräfte zur Zielscheibe des Staats- 
terrors erklärt. 

Die Angriffspläne des faschistischen 
Staates richten sich nicht nur gegen die po- 
litischen Gefangenen oder deren Angehöri- 
ge und gegen die demokratischen Massen- 
organisationen, sie richten sich auch gegen 
die PKK Kräfte in Süd-Kurdistan. Es gibt 
Tage, wo sie Grenz- Angriffsoperationen di- 
rekt durchführen. Es gibt auch Tage, an de- 
nen sie mit den kollaborierenden Kräften 
gemeinsam Angriffe durchführen. Ihre Zie- 
le sind bekannt. Sie wollen in Süd-Kurdi- 
stan die PKK-Kräfte liquidieren. 

Kurde, Türke, Werktätige, Arbeiter und 
Jugendliche! 

All diese totalen Angriffe richten sich ge- 
gen uns alle. Dieser totale Angriff beruht 
auf imperialistischer Unterstützung. Dies 
sind Angriffe, die sich gegen die Arbeiter- 
klasse, die Werktätigen, die kurdische Na- 
tion, die Assyrer, die Menschen syrischer 
Abstammung und alle Minderheiten rich- 
ten. Wir können diesen totalen Angriff nur 
mit gemeinsamen, einheitlichem Wider- 
stand zurückschlagen. Wir bekommen von 
denjenigen die Kraft, die mit ihrem Blut und 
ihrer Kampfeskraft die Horizonte erweitern, 
von denjenigen, die mit dem Todesfasten 
den Tod besiegen, und von denjenigen, die 
mit Genossenliebe und dem Widerstands- 
willen den Kampf krönen. Mit dieser 


wenn sie in der gleichen Zelle inhaftiert 
sind. Gefangene aus anderen Zellen dürfen 
sie generell nicht sehen und sprechen. Es 
gibt einige Gefangene, die keinen Besuch 
bekommen dürfen. Die Gefangenen haben 
nichts außer einem Wasserkocher und Fern- 
seher auf den Zellen. Die Kosten dafür müs- 
sen von den Angehörigen übernommen 
werden. 


Zwangsernährung, Verge- 
waltigung und Folter 


Der Alltag der Gefangenen im Todesfasten 
gegen die F-Typ-Isolationsgefängnisse 


(4.02.2001) Die Situation in den Gefäng- 
nissen und Krankenhäusern am 108. Tag 
des Todesfastens 

- Aus dem Manisa-Gefängnis wurden die 
todesfastenden gefangenen Frauen Ayse 
Eren, Berna Saygili und eine weitere Ge- 
fangene, deren Name wir nicht erfahren 
konnten, am 2. Februar in Staatskranken- 
haus von Manisa gebracht. Ihr Zustand ist 
sehr schlecht. Schon angekündigte 
Zwangsernährungsmaßnahmen, die bei 
vielen Gefangenen schon durchgeführt 
wurden, würden bedeuten, dass bei den Ge- 
fangenen Behinderungen zurückbleiben 
oder mit einer gewissen Zeitverzögerung 
sterben. 

- Letzten Dienstag hat die Mutter von 


Kampfkraft und diesem Kampfgeist werden 
wir alle Angriffe zurückschlagen. Zehntau- 
sende sind fest entschlossen, mit ihrer 
schmerzlichen Wut, mit festem Schritt und 
den Fäusten die Isolationszellen des Typs 
„F zu zersprengen. In diesem schwierigen 
Krieg werden wir unseren totalen Wider- 
standswillen, unseren Kampfgeist und un- 
seren Befreiungswillen in militanten Mas- 
sendemonstrationen bündeln und die An- 
griffe auf die Gefangenen rächen. Wir wer- 
den uns mit der aktiven Kampfkraft der Ge- 
fangenen solidarisch erklären und sie un- 
terstützen, weil der faschistische Staat ge- 
gen die politischen Gefangenen immer 
noch das Blutvergießen und die Ermor- 
dungen aufbestialische Art und Weise fort- 
führt. Es ist genug! Es wird nicht vernach- 
lässigt! Der Widerstand wird in allen Le- 
bensbereichen unter den Massen in der Öf- 
fentlichkeit verbreitet. Wir als der Atem und 
die Stimme der politischen Gefangenen 
werden diesen Kampf gegen den faschisti- 
schen Staat fortführen und anschließend 
siegen. 

Gegen totale Angriffe totalen Widerstand 
leisten! 

Es lebe der Widerstand unserer todesfa- 
stenden GenossInnen gegen die Isolations- 
zellen des Typs „F“! 

Faschistische türkische Armee raus aus 
Kurdistan! 

Die Gefallenen sind unsere Ehre! 
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mas 1.2001 hat das Suudierendenpadament u der Fachhochschule Frankfurt t bei id 
a Enthaltung nachfolgende Resolution verabschiedet: ee 
: Freiheit für r alle politischen Gefangenen weltweit! 


. Das Stupa der FH Frankfurt am Main fordert angesichts der Massaker des türkischen 


_ Staatesi in den Gefängnissen der Türkei die bedingungslose und sofortige Freilassung 
aller fortschrittlichen, progressiven ı und revolutionären Gefangenen, nichtr nur in der 


Türkei, sondern weltweit! 


E Der r Kapitalismus h hat nicht gesiegt, e er ist lediglich (und vorerst) übrig geblieben.” 


Zeynep Arikan ihr Tochter im Gefängnis 
besucht. Während das Besuchs ist der Ge- 
fängnisdirektor in die Besuchskabine rein- 
gekommen und hat gesagt, dass ebenfalls 
Zwangsernährungsmaßnahmen durchge- 
führt werden. 

- Die Gefangene Semra Askeri in F-Typ 
Gefängnis Tekirdag hat nach der Zwangs- 
ernährung ihr Bewusstsein verloren. Sie 
wird trotzdem weiterhin zwangsernährt. 

- Im Gefängnis Edirne geht es Aslan Ba- 
har sehr schlecht. Er hat sehr viel abge- 
nommen und kann keinen Schritt mehr lau- 
fen, da er während der Gefängnisstürmung 
angeschossen wurde. 

- Hasan Pinar aus dem Gefängnis Edirne 
wiegt nur noch 40 Kilo. Er erzählte seinen 
Besuchern, dass sie jeden Morgen und 
Abend zum Zählen in die Zelle kommen, 
dass sie ihn zwingen, währenddessen ste- 
hen zu bleiben, und dass sie menschenun- 
würdige Durchsuchungen durchführen. Er 
hat andauernde Kopfschmerzen, und Ma- 
gen-Darmbeschwerden. Er hat Durchfall, er 
muss sich immer wieder erbrechen, in sei- 
nem Urin und dem Erbrochenen ist Blut. 

- Der Gefangene Cengiz Bayir aus dem 
Edirne Gefängnis wird täglich von epilep- 
tischen Anfällen geschüttelt, jeden Tag fällt 
er in Ohnmacht. 

- Der Zustand der Gefangenen Fatma Hü- 
lya Tümgan in Ankaras Numune Kranken- 
haus, verschlechtert sich weiterhin. Sie hat 
keine ausreichende Pulsfrequenz mehr 
(Herzrhythmusstörungen) und klagt täglich 
über Kopfschmerzen und ein Taubheitsge- 
fühl im Körper. 

- Der Zustand der Gefangenen Sevinc Sa- 
hingözdie in Ankaras Numune-Kranken- 
haus verschlechtert sich von Tag zu Tag. Sie 
klagt über Rachitis und ist ständig müde. 

(...) 

- Im Kandira-F-Typ Gefängnis wurden 
die Gefangenen unter dem Vorwand einer 
„Durchsuchung“ angegriffen und brutal 
gefoltert. 


Das Angehörigen Info erscheint vierwöchentlich bei 
GNN Gesellschaft für Nachrichtenerfassung und 
Nachrichtenverbreitung, Verlagsgesellschaft in 
Schleswig-Holstein / Hamburg m.b.H., Neuer 
Kamp 25, 20359 Hamburg. V.i.S.d.P. : Christiane 
Schneider. Redaktionsanschrift u. Bestellungen : 
GNN-Verlag, Neuer Kamp 25, 20359 HH, Tel.: 
(040)43188820, Fax: (040) 43188821, E-Mail: 
gnn-hhsh@hansenet.de Herausgeber : Angehörige 
und FreundInnen politischer Gefangener in derBRD, 
Postfach 1205, 55002 Mainz, Fax: (0 61 31) 60 42 
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- Seit dem Massaker von 19. Dezember 
2000 konnten die Angehörigen keinen Be- 
such im Gefängnis Malatya machen. Am 
31. Januar konnte die Familien ihre Kinder 
nach dem Angriff zum ersten mal sehen. 
Bei Besuch haben die Gefangenen versucht, 
ihren Familien zu sagen, dass die Gefange- 
ne Gülay Efendioglu vom Gefängniswäch- 
ter Murat Özen vergewaltigt wurde und sie 
bedroht werden, genauso vergewaltigt zu 
werden. Als die Gefangenen dies ihren El- 
tern sagten, wurden die Gefangenen plötz- 
lich aus dem Besuchskabine rausgedrängt. 
Die Familien haben die Anwälte ihrer Kin- 
der benachrichtigt. Die Anwälte waren im 
Malatya-Gefängnis, durften aber ihre Man- 
danten nicht besuchen. 


Der Terror gegen die 
Angehörigen 


Die TAYAD-Familien sind heute am 83. Tag 
ihres Todesfastens. Das Todesfasten von 
TAYAD Angehörigen aus Izmir, die in den 
Räumen der Transportarbeiter-Gewerk- 
schaftihr Todesfasten führen, ist heute beim 
67. Tag angekommen. Das Todesfasten des 
ehemaligen Gefangenen Mehmet Ali Kan- 
maz ist heute am 100. Tag angelangt. Der 
aus dem F-Typ-Gefängnis Sican am 5. Ja- 
nuar 2001 durch das Amnestiegesetz ent- 
lassene Ugur Türkmen führt sein Todesfa- 
sten ohne Unterbrechung in seiner Woh- 
nung in Mersin weiter. Heute ist der 92. Tag. 
Vor dem Galatasaray Gymnasium in Ist- 
anbul wollten 15 Angehörige von TAYAD 
eine Presseerklärung halten. Sie wurden al- 
le 15 festgenommen, bevor sie Erklärung 
halten konnten. Der Angehörigenverein 
TIYAD in Ankara wurde von der Polizei ge- 
stürmt, alle Gegenstände beschlagnahmt 
und der Verein geschlossen. Nachts wurde 
die Wohnungen von TIYAD Mitglieder 
überfallen und mehrere Angehörige aus 
ihren Wohnungen heraus festgenommen. 
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Bei jedem Besuch werden die Familien 
bedroht, damit sie ihre Kinder überreden, 
mit dem Todesfasten aufzuhören. 


Wieder drei Menschen 
„verschwunden“ 


Die Regierung führt Angriffe auf die ge- 
samte Opposition durch. Im Anschluss auf 
das Massaker in den Gefängnissen und die 
Einführung der F-Typ Gefängnisse, dauern 
die Repression und die Verbote gegen alle 
oppositionellen Kreisen ohne Unterbre- 
chung an. Neben den diversen Repressi- 
onspolitiken hat nun die Regierung erneut 
zur „Politik des Verschwindenlassens“, 
welche seit Jahren als Mittel zur Ein- 
schüchterung der revolutionär-demokrati- 
schen Opposition eingesetzt wird, gegrif- 
fen. Am 6. Januar ließ man Yusuf Kirmi- 
zioglu und am 28. Januar die HADEP- 
Funktionäre Serdar Tamos und Ebubekir 
Deniz verschwinden. 


Türkischer Justizminister auf Besuch 
in der BRD 


Der türkische Innenminister Sami Türk be- 
fand sich vom 6.2. an auf einem Kurzbe- 
such in der BRD. Am ersten Tag besuchte 
er die JVA Tegel. Was er dort wollte blieb 
bisher unklar. Bei dem Besuch kam es zu 
einem Zwischenfall. Aus einer Zelle kam in 
türkischer Sprache der Zuruf: „Dich wird 
man auch noch aufhängen.“ Der Gefange- 
ne wurde daraufhin in den Bunker der Haft- 
anstalt verschleppt. Bei einem Museums- 
besuch danach kam es auch zu einer klei- 
nen Protestaktion, während der ein Trans- 
parent entfacht und Parolen gerufen wur- 
den. Der Kurzbesuch des Ministers, der di- 
rekt für die Massaker in den Gefängnissen 
verantwortlich ist, wird durch einen Besuch 
in Karlsruhe(!) und Tübingen vervollstän- 
digt. 

Gerade wegen des Besuches in Karlsruhe, 
dem Sitz von BGH und Bundesanwalt- 
schaft, muss davon ausgegangen werden, 
dass wie es schon beinahe Tradition ist, 
nach solchen Koordinierungstreffen ver- 
stärkt Angriffe auf Einzelpersonen, auf Ver- 
eine und Büros der linken Exilstrukturen 
folgen. 

Ein Treffen mit der deutschen Justizmi- 
nisterin Hertha Däubler-Gmelin in Berlin 
machte darüber hinaus klar, wie eng die 
Bindungen der Partnerschaft zwischen der 
BRD und dem türkischen Mord- und Fol- 
terregime sind. 

IKM, Komitee gegen Isolationshaft, 9.2.01 


m.b.H. Eigentumsvorbehalt: Nach diesem Eigen- 
tumsvorbehalt ist die Zeitung so lange Eigentum des 
Absenders, bis es dem Gefangenen ausgehändigt 
wird. „Zur-Habe-Nahme“ ist keine Aushändigung 
im Sinne des Vorbehalts. Wird das Info dem Gefan- 
genen nicht persönlich ausgehändigt, ist es dem Ab- 
sender mit dem Grund der Nichtaushändigung 
zurückzuschicken. Spendenkonto der Angehörigen: 
Sonderkonto Kiener, Landesbank Baden-Württem- 
berg, BLZ 600 501 01, Konto-Nr. 54 54194. Redak- 
tionsschluss für Nr. 243: So, 4.3.01 


